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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung (Bayerisches Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetz – BaySvVollzG) vom 22. Mai 2013 (GVBl 
S. 275, BayRS 312-0-J) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Gesetz  
über den Vollzug der Sicherungsverwahrung 

und der Therapieunterbringung  
(Bayerisches Sicherungsverwahrungsvollzugs-

gesetz – BaySvVollzG)“.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Teil 21 eingefügt:

„Teil 21

Besondere Vorschriften über den Vollzug 
der Therapieunterbringung

Art.  97 Ziele des Vollzugs

Art.  98  Gestaltung des Vollzugs

Art.  99  Unterrichtung

Art. 100 Zuständigkeit

Art. 101 Kostentragung“.

b) Der bisherige Teil 21 wird Teil 22.

c) Die bisherigen Art. 97 und 98 werden Art. 102 
und 103.

d) Der bisherige Art. 99 wird Art. 104 und erhält 
folgende Fassung:

„Art. 104 (aufgehoben)“.

e) Der bisherige Art. 100 wird Art. 105.

3. Art. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Sicherungs-
verwahrung“ die Worte „und den Vollzug der 
Therapieunterbringung“ eingefügt.

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

Vom 25. Juli 2014

b) In Abs. 2 wird das Wort „wird“ durch die Wor-
te „und die Therapieunterbringung werden“ 
ersetzt.

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Therapieunterbringung wird 
ausnahmsweise in einem psychiatrischen 
Krankenhaus vollzogen, das die Vorausset-
zungen des §  2 Abs.  1 des Therapieunter-
bringungsgesetzes (ThUG) erfüllt, soweit 
dies im Einzelfall wegen einer schwerwie-
genden psychischen Erkrankung medizi-
nisch notwendig ist.“

4. Es wird folgender neuer Teil 21 eingefügt:

„Teil 21

Besondere Vorschriften über den Vollzug der 
Therapieunterbringung

Art. 97

Ziele des Vollzugs

(1) Der Vollzug der Therapieunterbringung 
dient dem Ziel, die infolge einer psychischen 
Störung bestehende Gefährlichkeit der Unterge-
brachten für die Allgemeinheit so zu mindern, 
dass die Anordnung der Therapieunterbringung 
möglichst bald aufgehoben werden kann. 

(2) Art. 2 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

Art. 98

Gestaltung des Vollzugs

(1) 1Der Vollzug der Therapieunterbringung 
ist medizinisch-therapeutisch und freiheitsorien-
tiert auszurichten. 2Er gewährleistet eine ange-
messene Behandlung der im Einzelfall vorliegen-
den psychischen Störung auf der Grundlage eines 
individuell zu erstellenden Behandlungsplans. 
3Die Unterbringung ist unter Berücksichtigung 
therapeutischer Gesichtspunkte und der Sicher-
heitsinteressen der Allgemeinheit so wenig wie 
möglich belastend auszugestalten. 4Art. 3 Abs. 2 
bis 4 gelten entsprechend.

(2) Soweit Zweck und Eigenart der Therapie-
unterbringung nicht entgegenstehen, finden auf 
den Vollzug der Therapieunterbringung in einer 
Einrichtung für Sicherungsverwahrung Art. 4 bis 
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96 mit folgenden Maßgaben entsprechende An-
wendung:

1. Für den Fall, dass auf Grund der psychischen 
Störung im Einzelfall eine Behandlung wegen 
einer schwerwiegenden psychischen Erkran-
kung in einer Einrichtung im Sinn des Art. 1 
Abs. 3 medizinisch notwendig ist, verlegt oder 
überstellt die Einrichtung für Sicherungsver-
wahrung im Einvernehmen mit der aufneh-
menden Einrichtung nach Anhörung des 
nach § 4 ThUG zuständigen Gerichts die Un-
tergebrachten in diese Einrichtung. Für das 
Verfahren im Fall der Rückverlegung oder 
-überstellung gilt Satz 1 entsprechend.

2. Bei der Gewährung von vollzugsöffnenden 
Maßnahmen sind auch medizinisch-thera-
peutische Gesichtspunkte zu berücksichti-
gen.

3. In den Fällen der Art. 54 Abs. 2 und Art. 58 
Abs. 1 ist das nach § 4 ThUG zuständige Ge-
richt anzuhören.

4. In den Fällen des Art. 96 in Verbindung mit 
Art. 197 Abs. 2, 3, 6 und 8 BayStVollzG ist eine 
Übermittlung von Daten auch an das nach § 4 
ThUG und das für Entscheidungen nach § 327 
des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit zuständige Gericht 
zulässig.

(3) 1Soweit Zweck und Eigenart der Therapie-
unterbringung nicht entgegenstehen, finden auf 
den Vollzug der Therapieunterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus Art. 4 und 12 bis 21, 
23 sowie 24 Abs. 1 und 2 Sätze 1 bis 3 des Un-
terbringungsgesetzes (UnterbrG) entsprechende 
Anwendung. 2Art. 22 UnterbrG gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, dass Art. 22 Abs. 2 Sätze 3 und 
4 UnterbrG keine Anwendung finden. 

Art. 99

Unterrichtung

Die nach Art. 1 Abs. 2 oder 3 zuständige Ein-
richtung unterrichtet das nach § 4 ThUG zustän-
dige Gericht und die Aufsichtsbehörde, sobald ihr 
Erkenntnisse dafür vorliegen, dass die Vorausset-
zungen für eine Unterbringung nicht mehr gege-
ben sind.

Art. 100

Zuständigkeit

(1) Untere Verwaltungsbehörden im Sinn des 
Therapieunterbringungsgesetzes sind die Kreis-
verwaltungsbehörden.

(2) Zuständig für den Vollzug der Unterbrin-

gung ist in Fällen des Art. 1 Abs. 2 die Einrichtung 
für Sicherungsverwahrung. 

(3) 1Bei Unterbringungen nach Art.  1 Abs. 3 
haben die Bezirke auf Ersuchen der Kreisverwal-
tungsbehörde die Unterbringung von Personen 
in geeigneten geschlossenen Einrichtungen nach 
Art. 1 Abs. 3 zu vollziehen. 2Die Bezirke nehmen 
diese Aufgabe als Angelegenheit des übertrage-
nen Wirkungskreises wahr. 3Art.  95 Abs. 6 bis 9 
des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze 
finden entsprechende Anwendung. 4Örtlich zu-
ständig für den Vollzug nach Art. 1 Abs. 3 ist der 
Bezirk, in dessen Bereich die zuständige Kreisver-
waltungsbehörde ihren Sitz hat. 

(4) 1Die untergebrachte Person kann in eine 
andere geschlossene Einrichtung im Sinn des 
Art.  1 Abs.  3 eingewiesen oder verlegt wer-
den, wenn dessen Voraussetzungen vorliegen 
und dadurch ihre Behandlung oder Eingliede-
rung gefördert wird oder dies aus Gründen der 
Sicherheit oder der Vollzugsorganisation oder 
aus anderen wichtigen Gründen erforderlich 
ist. 2Über die Verlegung entscheidet der Bezirk. 
3Soll die Verlegung in eine andere geschlossene 
Einrichtung im Sinn des Art. 1 Abs. 3 eines an-
deren Bezirks vorgenommen werden, bedarf sie 
der Zustimmung des aufnehmenden Bezirks; in 
dringenden Fällen kann die Zustimmung durch 
die Fachaufsichtsbehörde ersetzt werden. 4Eine 
Verlegung in eine oder aus einer geeigneten ge-
schlossenen Einrichtung eines anderen Landes 
unter den Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 3 be-
darf der Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde. 
5Die Kreisverwaltungsbehörde hat das Verfahren 
infolge einer Einweisung oder Verlegung nach 
Satz 1 an die Kreisverwaltungsbehörde abzuge-
ben, in deren Bereich die aufnehmende Einrich-
tung liegt. 

(5) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann sich 
zur Erfüllung der ihr durch das Therapieunter-
bringungsgesetz übertragenen Aufgaben der 
Mitwirkung der Polizei bedienen. 2Dies gilt auch 
für die Bezirke bei Verlegungen untergebrachter 
Personen.

(6) Das Staatsministerium für Arbeit und So-
ziales, Familie und Integration führt die Fachauf-
sicht über die Bezirke hinsichtlich der ihnen durch 
Abs. 3 übertragenen Aufgaben. 

Art. 101

Kostentragung 

(1) Die notwendigen Kosten der Therapieun-
terbringung trägt der Freistaat Bayern.

(2) 1Soweit Personen in Einrichtungen nach 
Art. 1 Abs. 3 untergebracht sind, werden den Be-
zirken die notwendigen Kosten nachträglich er-
stattet; die Kostenerstattung kann im Einverneh-
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men mit dem Bezirk auch in pauschalierter Form 
erfolgen. 2Für die Kosten der Besuchskommission 
gilt Art. 27 UnterbrG entsprechend.“

5. Der bisherige Teil 21 wird Teil 22.

6. Die bisherigen Art. 97 und 98 werden Art. 102 und 
103.

7. Der bisherige Art. 99 wird Art. 104 und aufgehoben.

8. Der bisherige Art. 100 wird Art. 105.

9. In Art. 84 Abs. 4, Art. 90 Abs. 1 und 2 und Art. 93 
werden jeweils die Worte „und für Verbraucher-
schutz“ gestrichen.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2014 treten außer Kraft:

1. Art. 28a und 31 Abs. 2 des Gesetzes über die Un-
terbringung psychisch Kranker und deren Betreu-

ung (Unterbringungsgesetz – UnterbrG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. April 1992 
(GVBl S. 60, ber. S. 851, BayRS 2128-1-A), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2011 (GVBl 
S. 309),

2. das Gesetz zur Sicherung der Inhaber von Pfand-
briefen und Schuldverschreibungen der Bayeri-
schen Landwirthschaftsbank vom 1. August 1930 
(BayRS 413-1-J), geändert durch Art. 6 Abs. 3 des 
Gesetzes vom 11. Juli 1998 (GVBl S. 414); auf die 
aufgehobenen Vorschriften kann weiter zurück-
gegriffen werden, soweit es dessen zur Abwick-
lung bestehender Rechtsverhältnisse bedarf,

3. die Verordnung zur Übertragung von Befugnissen 
der Landesjustizverwaltung nach § 99 Abs. 6 des 
Steuerberatungsgesetzes vom 30. November 2000 
(GVBl S. 872, BayRS 610-12-J).

München, den 25. Juli 2014

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Auf Grund von §§ 2, 5, 5c Abs. 2 Satz 3 und § 5f 
Abs. 2 des Gesetzes zur Neuordnung der Gemeinde-
finanzen (Gemeindefinanzreformgesetz) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. März 2009 (BGBl I 
S.  502), geändert durch Art.  1 des Gesetzes vom 
8. Mai 2012 (BGBl I S. 1030), in Verbindung mit § 8 des 
Gemeindefinanzreformgesetzes und § 3 Nr. 4 der Ver-
ordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechts-
verordnungen (Delegationsverordnung – DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl S. 22, BayRS 103-2-V), geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBl S. 187), 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern, für 
Bau und Verkehr folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Aufteilung des Ge-
meindeanteils an der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer und über die Abführung der Gewer-
besteuerumlage (Ausführungsverordnung Gemein-
definanzreformgesetz – BayAVGFRG) vom 23.  Juni 
1998 (GVBl S. 306, BayRS 605-14-F), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 28. Mai 2013 (GVBl S. 364), 
wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „den kreis-
freien Gemeinden sowie über die Landratsämter 
den kreisangehörigen“ durch die Worte „sowie 
den“ ersetzt.

2. § 14 Satz 2 wird aufgehoben; die Satznummerie-
rung des bisherigen Satz 1 entfällt.

3. In Anlage 1 werden die Schlüsselzahlen im Be-
reich des Regierungsbezirks Oberpfalz wie folgt 

geändert:

a) Die Schlüsselzahl „0,0000838“ der Gemeinde 
„Tiefenbach“, amtlicher Gemeindeschlüs-
sel „372  163“, wird durch die Schlüsselzahl 
„0,0000836“ ersetzt.

b) Die Schlüsselzahl „0,0000284“ der Gemein-
de „Weiding“, amtlicher Gemeindeschlüs-
sel „376  176“, wird durch die Schlüsselzahl 
„0,0000286“ ersetzt.

4. In Anlage 2 werden die Schlüsselzahlen im Be-
reich des Regierungsbezirks Oberpfalz wie folgt 
geändert:

a) Die Schlüsselzahl „0,000028917“ der Gemein-
de „Tiefenbach“, amtlicher Gemeindeschlüs-
sel „372  163“, wird durch die Schlüsselzahl 
„0,000028860“ ersetzt.

b) Die Schlüsselzahl „0,000013336“ der Gemein-
de „Weiding“, amtlicher Gemeindeschlüs-
sel „376  176“, wird durch die Schlüsselzahl 
„0,000013393“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2014 in Kraft. 

München, den 30. Juni 2014

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Dr. Markus  S ö d e r ,  Staatsminister

605-14-F

Dreizehnte Verordnung 
zur Änderung der Ausführungsverordnung 

Gemeindefinanzreformgesetz

Vom 30. Juni 2014
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792-2-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes

Vom 30. Juni 2014

Auf Grund von Art. 33 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 3 Nr. 1,  
Abs. 4 des Bayerischen Jagdgesetzes – BayJG – 
(BayRS 792-1-L), zuletzt geändert durch § 2 Abs. 4 des 
Gesetzes vom 8. April 2013 (GVBl S. 174), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, hinsichtlich § 1 Nrn. 4 und 5 
Buchst. c Doppelbuchst. bb im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz, folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Jagdgesetzes (AVBayJG) vom 1. März 1983 (GVBl S. 51,  
BayRS 792-2-L), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 93 des 
Gesetzes vom 8. April 2013 (GVBl S. 174), wird wie 
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) § 11 erhält folgende Fassung:

„§ 11 Ausübung der Jagd auf Wasserfe-
derwild an und über Gewässern“.

b) § 34 erhält folgende Fassung:

„§ 34 Inkrafttreten“.

c) Anlagen 3 bis 13 werden durch folgende An-
lage 3 ersetzt:

„Anlage 3 Rotwildgebiete“.

2. In § 2 Nr. 1 wird das Wort „Stoißberg“ durch das 
Wort „Anger“ ersetzt.

3. In § 12f Abs. 1 Sätze 1 und 3 und Abs. 2 werden je-
weils nach den Worten „Landesjagdverband Bayern“ 
die Worte „ – Bayerischer Jagdverband“ eingefügt.

4. In §  18 Nr.  2 wird der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt und das Wort „Nilgans.“ angefügt.

5. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Abs.  1 Nr.  1 wird folgender Buchst. g ange-
fügt:

„g)  Grau- und Kanadagänse  
vom 1. August bis 15. Januar,“.

b) In Abs. 2 werden die Worte „Richtlinie 79/409/
EWG“ durch die Worte „Richtlinie 2009/147/
EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 30. November 2009 über die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten (ABl L 20 
S. 7) in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Jagd auf Nilgänse darf in der Zeit 
vom 1.  August bis 15.  Januar ausgeübt 
werden.“

6. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Inkrafttreten“.

b) Die Absatzbezeichnung im einzigen Absatz 
entfällt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 30. Juni 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister



251Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/2014

7801-9-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über die Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft

Vom 3. Juli 2014

Auf Grund von 

1. §  2 Abs.  3 des Gesetzes zur Durchführung der 
Rechtsakte der Europäischen Union auf dem Ge-
biet des ökologischen Landbaus (Öko-Landbau-
gesetz – ÖLG) vom 7. Dezember 2008 (BGBl I  
S.  2358), zuletzt geändert durch Art.  1 des Ge-
setzes vom 7. September 2013 (BGBl I S. 3563) in 
Verbindung mit § 5 Nr. 11 der Verordnung über 
die Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverord-
nungen (Delegationsverordnung – DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl S. 22, BayRS 103-2-V), ge-
ändert durch § 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 
(GVBl S. 187),

2. § 139 Abs. 2 Sätze 1 und 2 des Gesetzes über den 
Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen 
(Markengesetz – MarkenG) vom 25. Oktober 
1994 (BGBl I S. 3082, 1995 I S. 156; 1996 I S. 682), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
19. Oktober 2013 (BGBl I S. 3830), in Verbindung 
mit § 5 Nr. 12 DelV, 

3. § 5 Satz 1 des Gesetzes zur Durchführung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union über Bescheinigungen 
besonderer Merkmale von Agrarerzeugnissen und 
Lebensmitteln (Lebensmittelspezialitätengesetz 
– LSpG) vom 29. Oktober 1993 (BGBl I S. 1814),  
zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 32 des Gesetzes 
vom 7. August 2013 (BGBl I S. 3154), in Verbin-
dung mit § 5 Nr. 13 DelV,

4. Art. 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Zuständig-
keiten und den Vollzug von Rechtsvorschriften im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft (ZuVLFG) 
vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 470, BayRS 7801-1-L), 
zuletzt geändert durch Art. 10 Abs. 2 Nr. 14 des 
Gesetzes vom 7. Mai 2013 (GVBl S. 246),  

erlässt das Bayerische Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung über die Bayerische Landes-
anstalt für Landwirtschaft (LfLV) vom 12. November 
2002 (GVBl S. 652, BayRS 7801-9-L), zuletzt geändert 
durch § 1 Nr. 89 des Gesetzes vom 8. April 2013 (GVBl 
S. 174), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr.  4 werden die Worte „ , Alternative 1“ 
durch die Worte „Satz 1“ ersetzt.

b) Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. die Erteilung von Genehmigungen nach 
Art. 45 Abs. 1 Buchst. b der Verord-
nung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission 
vom 5.  September  2008 mit Durchfüh-
rungsvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr.  834/2007 des Rates über die ökolo-
gische/biologische Produktion und die 
Kennzeichnung von ökologischen/bio-
logischen Erzeugnissen hinsichtlich der 
ökologischen/biologischen Produktion, 
Kennzeichnung und Kontrolle (ABl L 250 
S. 1, ber. 2009 ABl L 256 S. 39, 2012 ABl L  
359 S. 77), soweit es sich nicht um einen 
Fall des Art.  45 Abs.  5 Buchst. d oder 
Abs. 8 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
handelt.“

2. § 4a Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Landesanstalt ist zuständige Behör-
de im Sinn des Art. 36 der Verordnung (EU) 
Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. November 2012 über Qualitäts-
regelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit-
tel (ABl L 343 S. 1).“

3. § 4b Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Landesanstalt ist zuständig für die 
Durchführung von Verordnungen der Europäi-
schen Union im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 
1308/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemein-
same Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnun-
gen (EWG) Nr.  922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) 
Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl L 347 
S. 671) hinsichtlich der Anerkennung von Erzeu-
gerorganisationen für Obst und Gemüse und de-
ren Vereinigungen sowie der Förderung dieser 
Einrichtungen.“

4. Der bisherige § 6 wird § 5 und wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „  ,  Außer-
Kraft-Treten“ gestrichen.

b) Die Absatzbezeichnung im einzigen Absatz 
entfällt.
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§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 3. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 15 und 16 des Bestattungsge-
setzes – BestG – (BayRS 2127-1-G), zuletzt geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2012 (GVBl 
S. 629), erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Bestat-
tungsgesetzes (Bestattungsverordnung – BestV) vom  
1.  März 2001 (GVBl S. 92, ber. S. 190, BayRS  
2127-1-1-G), zuletzt geändert durch §  2  Abs.  26 des 
Gesetzes vom 8. April 2013 (GVBl S. 174), wird wie 
folgt geändert:

1. Vor § 1 wird folgende Inhaltsübersicht eingefügt:

„Inhaltsübersicht

Abschnitt I

Ärztliche Leichenschau

§  1 Veranlassung der Leichenschau
§  2 Veränderungsverbot
§  3  Durchführung der Leichenschau und Todesbe-

scheinigung
§  4  Nicht natürlicher Tod, ungeklärte Todesart, Lei-

che eines Unbekannten
§  5 Leichenschau in sonstigen Fällen

Abschnitt II

Vorbereitung der Bestattung

§  6 Hygienisches Verhalten der Bestatter
§  7 Schutzmaßnahmen

Abschnitt III

Überführung von Leichen

§  8 Zulässigkeit der Leichenüberführung
§  9 Mitzuführende Unterlagen
§ 10 Leichenpass
§ 11  Pflichten der für die Leichenüberführung Verant-

wortlichen
§ 12 Sargbeschaffenheit
§ 13 Leichenwagen
§ 14 Sondervorschriften

Abschnitt IV

Bestattung und Ausgrabung

§ 15 Bestattungspflichtige
§ 16 Voraussetzungen für die Erdbestattung

2127-1-1-G

Verordnung 
zur Änderung der 

Bestattungsverordnung

Vom 5. Juli 2014

§ 17 Voraussetzung für die Feuerbestattung
§ 18 Frühester Bestattungszeitpunkt
§ 19 Bestattungs- und Beförderungsfrist
§ 20 Bestattungsunterlagen
§ 21 Ausgrabung

Abschnitt V

Feuerbestattungsanlagen

§ 22  Genehmigung des Betriebs von Feuerbestat-
tungsanlagen und Aufsicht

§ 23 Beschaffenheit
§ 24 Leichenräume
§ 25 Betriebsleiter, Betriebsordnung
§ 26 Einäscherung
§ 27 Aufnahme der Asche in Urnen
§ 28 Herausgabe und Versendung der Asche

Abschnitt VI

Bestattungsverzeichnisse und Bestattungszubehör

§ 29 Bestattungsverzeichnisse
§ 30  Särge, Sargausstattungen, Bekleidung von Lei-

chen

Abschnitt VII

Verfahren, Schlussvorschriften

§ 31 Zuständigkeit
§ 32 Genehmigung der Anlage von Friedhöfen
§ 33  Genehmigung von Beisetzungen außerhalb von 

Friedhöfen
§ 34 Ordnungswidrigkeiten
§ 35 (aufgehoben)
§ 36 In-Kraft-Treten“.

2. In § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. a werden nach 
dem Wort „Ehegatte“ die Worte „oder der Le-
benspartner“ eingefügt.

3. In § 3 Abs. 5 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Sterbefalls“ die Worte „oder die Zurückstel-
lung der Beurkundung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
der Personenstandsverordnung (PStV)“ einge-
fügt.

4. In § 4 Abs. 3 Satz 1 wird nach dem Wort „Sterbe-
falls“ der Klammerzusatz durch den Klammerzu-
satz „(§ 30 Abs. 3 des Personenstandsgesetzes)“ 
ersetzt.

5. In § 8 Satz 2 werden die Worte nach dem Wort 
„Sterbefalls“ durch die Worte „oder die Zurück-
stellung der Beurkundung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
PStV vermerkt hat.“ ersetzt.
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6. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Sterbefalls“ 
die Worte „oder die Zurückstellung der Beur-
kundung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 PStV“ einge-
fügt.

b) In Satz 3 werden die Worte „des für den Ster-
beort zuständigen Standesbeamten über die 
Eintragung“ durch die Worte „über die Zu-
rückstellung der Beurkundung“ ersetzt.

c) Satz 4 wird aufgehoben.

7. In § 16 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte nach dem 
Wort „Sterbefalls“ durch die Worte „oder die Zu-
rückstellung der Beurkundung nach §  7  Abs.  1 
Satz 1 PStV vermerkt hat.“ ersetzt.

8. In § 17 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Klammer-
zusatz die Worte „in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt.

9. § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5.  die nach der Bauvorlagenverordnung zusätz-
lich erforderlichen Unterlagen.“

10. § 35 wird aufgehoben.

11. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Komma und 
das Wort „Außer-Kraft-Treten“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 5. Juli 2014

                                  Bayerisches Staatsministerium
                                      für Gesundheit und Pflege

Melanie  H u m l ,  Staatsministerin
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7803-12-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Schulordnung für die Staatlichen Technikerschulen  
für Agrarwirtschaft sowie für Waldwirtschaft

Vom 8. Juli 2014

Auf Grund von Art. 45 Abs. 2 Satz 1, Art. 89 und 
128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl 
S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-K), zuletzt geän-
dert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBl 
S. 186), erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten folgende Ver-
ordnung:

§ 1

Die Schulordnung für die Staatlichen Techniker-
schulen für Agrarwirtschaft sowie für Waldwirtschaft 
(AgrTechSchulO) vom 31.  Mai 2001 (GVBl S.  292, 
BayRS 7803-12-L), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 24.  August 2009 (GVBl S.  489), wird wie 
folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Worte „sowie für 
Waldwirtschaft“ durch die Worte „ , für Waldwirt-
schaft sowie für die Staatliche Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und Gartenbau“ und im 
Klammerzusatz die Abkürzung „AgrTechSchulO“ 
durch die Worte „Technikerschulordnung Agrar – 
AgrTSO“ ersetzt.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 8 erhält folgende Fas-
sung:

„(aufgehoben)“.

b) Die Überschrift des § 16 erhält folgende Fas-
sung:

„(aufgehoben)“.

c) In § 25 wird das Wort „Prüfungsfächer“ durch 
das Wort „Prüfungen“ ersetzt.

d) Die Überschriften der §§ 26 bis 28 erhalten je-
weils folgende Fassung:

„(aufgehoben)“.

e) Nach der Überschrift des Elften Teils wird fol-
gender § 44a eingefügt:

„§ 44a Übergangsvorschrift“.

f) Der bisherige § 47 wird § 45; in der Über-

schrift wird das Wort „ , Außer-Kraft-Treten“ 
gestrichen.

g) Es werden folgende Anlagen 1 bis 7 angefügt:

„Anlage 1 Stundentafel Technikerschule für 
Agrarwirtschaft, Fachrichtung 
Landbau

  Anlage 2 Stundentafel Technikerschule für 
Agrarwirtschaft, Fachrichtung Milch-
wirtschaft und Molkereiwesen

  Anlage 3a Stundentafel Technikerschule für 
Agrarwirtschaft, Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungs-
management (zweijährige Form)

  Anlage 3b Stundentafel Technikerschule für 
Agrarwirtschaft, Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungs-
management (dreijährige Form)

  Anlage 4 Stundentafel Technikerschule für 
Waldwirtschaft

  Anlage 5 Stundentafel Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und Gar-
tenbau, Fachrichtung Gartenbau 
– Schwerpunkt Zierpflanzenbau 
und Schwerpunkt Baumschule

  Anlage 6 Stundentafel Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und 
Gartenbau, Fachrichtung Garten- 
und Landschaftsbau

  Anlage 7 Stundentafel Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und 
Gartenbau, Fachrichtung Wein-
bau und Oenologie“.

3. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „und für die staat-
liche Technikerschule für Waldwirtschaft“ 
durch die Worte „ , für Waldwirtschaft sowie 
für die staatliche Meister- und Technikerschu-
le für Weinbau und Gartenbau“ ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Die Technikerschulen gliedern sich in fol-
gende Fachrichtungen:
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1. Technikerschulen für Agrarwirtschaft

a) Landbau

b) Milchwirtschaft und Molkereiwesen

c) Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement

2. Technikerschule für Waldwirtschaft

3. Meister- und Technikerschule für Wein-
bau und Gartenbau

a) Gartenbau mit den Schwerpunkten

–  Zierpflanzenbau

–  Baumschule

b) Garten- und Landschaftsbau

c) Weinbau und Oenologie.“

c) Satz 3 wird aufgehoben.

4. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Erzie-
hungsauftrags“ die Worte „und der allge-
meinen Aufgaben“ und nach dem Wort 
„Art. 1“ die Worte „und 2“ eingefügt.

bb)  Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2In der Meister- und Technikerschule für 
Weinbau und Gartenbau können die Stu-
dierenden ganz oder teilweise die Meis-
terprüfung im ersten Jahr ablegen.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „zweite“ 
durch „letzte“ ersetzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Mit dem Besuch der Techniker-
schule wird zudem der Erwerb der 
Fachhochschulreife ermöglicht.“

c) Abs. 3 wird aufgehoben.

5. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Bei der dreijährigen Form der Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
wird der Unterricht auf drei Jahre verteilt und 
durch ein gelenktes und mittels medienge-

stützten Unterrichts betreutes Betriebsprak-
tikum im ersten Schuljahr mit zwölf Wochen 
sowie im zweiten Schuljahr mit 28 Wochen 
ergänzt.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Aufnahme setzt voraus, dass der 
Bewerber

1. über eine entsprechende schulische Vor-
bildung verfügt;

2. über eine entsprechende berufliche Vor-
bildung verfügt:

Diese ist durch die erfolgreiche Ab-
schlussprüfung in einem der gewählten 
Fachrichtung entsprechenden Ausbil-
dungsberuf und eine spätere einschlä-
gige Berufstätigkeit von einem Jahr, bei 
Bewerbern, die die Meisterprüfung im 
Rahmen der Meister- und Technikerschu-
le für Weinbau und Gartenbau in den 
Fachrichtungen Gartenbau oder Garten- 
und Landschaftsbau ablegen wollen, von 
mindestens zwei Jahren nachzuweisen; 
abweichend davon kann der Nachweis in 
der Fachrichtung Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement durch eine vom 
Staatsministerium allgemein als gleich-
wertig anerkannte einschlägige Prüfung 
und, mit Ausnahme der dreijährigen 
Form, eine spätere einschlägige Berufstä-
tigkeit von einem Jahr erbracht werden; 

3. die nötige gesundheitliche Eignung be-
sitzt;

4.  ausreichende Kenntnisse der deutschen 
Sprache nachweist.“

b) In Abs.  2 wird das Wort „zweite“ durch das 
Wort „letzte“ ersetzt und die Worte „ , 2 und 
3“ gestrichen.

7. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „eine“ die 
Worte „bis zu“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Abs. 5“ durch die 
Worte „Abs. 3“ ersetzt.

8. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „und“ durch die Worte 
„ , betriebliche oder“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Der Gesamtnote wird pro Monat Berufspra-
xis ein Bonus von 0,02 angerechnet, soweit 
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die Zeit der Berufstätigkeit über die gemäß 
§ 5 Abs. 1 erforderliche Zeit hinausgeht.“

c) Der bisherige Satz  3 wird Satz  4; die Worte 
„bis 3“ werden durch die Worte „Nr.  2“ er-
setzt.

d) Der bisherige Satz 4 wird aufgehoben.

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Pflicht-
fächer“ das Wort „  , Wahlpflichtfächer“ ein-
gefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „neben dem 
Wahlfach Englisch-Vertiefung“ gestri-
chen.

bb) In Satz  2 werden die Worte „weiterer 
Wahlfächer“ durch die Worte „von Wahl-
fächern“ ersetzt.

10. § 10 Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Das Betriebspraktikum ist in der Stundentafel 
festgelegt.“

11. § 12 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben.

12. § 13 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Wer vor Unterrichtsbeginn die berufs- und 
arbeitspädagogische Eignung für die Berufs-
ausbildung nach der Ausbilder-Eignungsver-
ordnung nachweist, kann in der Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
auf Antrag durch den Schulleiter von der Teil-
nahme an der staatlichen Abschlussprüfung 
im Fach Berufsausbildung und Mitarbeiter-
führung befreit werden.“

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Wer“ die 
Worte „vor Unterrichtsbeginn“ und nach dem 
Wort „ist“ die Worte „an der Technikerschule 
für Waldwirtschaft“ eingefügt und das Wort 
„Jagdprüfung“ jeweils durch das Wort „Jä-
gerprüfung“ ersetzt.

c) Satz 3 wird aufgehoben.

13.  § 16 wird aufgehoben.

14. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1In allen Pflicht- und Wahlpflichtfächern 
mit einer Wochenstunde sind in jedem 

Schuljahr mindestens ein Leistungsnach-
weis, bei zwei oder mehr Wochenstunden 
mindestens zwei Leistungsnachweise in 
Form von Schulaufgaben zu erbringen.“

bb) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

„4In der dreijährigen Form der Fachrich-
tung Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement ist im zweiten Schuljahr in 
einem Fach, in dem weniger als 50 Un-
terrichtsstunden erteilt werden, nur eine 
Schulaufgabe nach Satz  1 erforderlich; 
diese kann durch benotete Leistungs-
nachweise aus dem mediengestützten 
Unterricht ergänzt werden.“

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5; das Wort 
„Jagdprüfung“ wird jeweils durch das 
Wort „Jägerprüfung“ ersetzt.

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6.

b) In Abs.  4 Satz  2 wird das Wort „Vortragser-
stattungen“ durch die Worte „Vorträgen, Prä-
sentationen“ ersetzt.

15. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Stegreifaufgaben werden in schriftlicher, 
mündlicher oder praktischer Form erbracht.“

b) In Satz 2 wird das Wort „Pflichtfächern“ durch 
die Worte „Pflicht- und Wahlpflichtfächern 
mit einer Wochenstunde mindestens eine 
Stegreifaufgabe, bei zwei oder mehr Wochen-
stunden“ ersetzt.

c) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

„4In der dreijährigen Form der Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
ist im zweiten Schuljahr in jedem Fach, in 
dem weniger als 50 Unterrichtsstunden erteilt 
werden, nur eine Stegreifaufgabe nach Satz 1 
erforderlich; diese kann durch benotete Steg-
reifaufgaben aus dem mediengestützten Un-
terricht ergänzt werden.“

d) Der bisherige Satz  4 wird Satz  5; das Wort 
„Jagdprüfung“ wird jeweils durch das Wort 
„Jägerprüfung“ ersetzt.

16. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19

Bewertung von Leistungen

Die Bewertung der Leistungen erfolgt nach 
den Notenstufen des Art. 52 BayEUG.“ 

17. § 21 wird wie folgt geändert:
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a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Schul-
jahrs“ die Worte “bzw. in der dreijährigen 
Form der Fachrichtung Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement zum Abschluss 
des zweiten Schuljahrs“ eingefügt:

bb) In Satz 2 werden das Wort „ersten“ gestri-
chen und nach dem Wort „Pflichtfächern“ 
die Worte „  ,  den Wahlpflichtfächern“ 
eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „der Schul-
aufgaben“ durch die Worte „von Leistungs-
nachweisen“ und die Worte „von einzelnen 
Schulaufgaben“ durch die Worte „der einzel-
nen Leistungsnachweise“ ersetzt.

c) In Abs. 5 Halbsatz 1 wird das Wort „zweite“ 
durch das Wort „letzte“ ersetzt.

d) Es werden folgende neue Abs. 6 und 7 ange-
fügt:

„(6) 1Studierende der Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und Gartenbau 
können am Ende des ersten Schuljahrs die 
Meister- und Wirtschafterprüfung ablegen. 
2Das Jahreszeugnis der Bewerber der Tech-
nikerprüfung und das Zeugnis der Wirtschaf-
terprüfung umfassen die Leistungen im ersten 
Schuljahr in den Pflichtfächern, den Wahl-
pflichtfächern und den Wahlfächern, soweit 
sie benotet werden (Jahresfortgangsnoten), 
sowie die bewerteten Prüfungsteile der ein-
schlägigen Meisterprüfung. 3Die Zeugnisno-
ten der Pflichtfächer, die nicht mit Prüfungs-
teilen der Meisterprüfung zusammengeführt 
werden, werden entsprechend Abs.  2 gebil-
det. 4Bewerber, die die Meister- bzw. Wirt-
schafterprüfung ablegen, werden im ersten 
Schuljahr in den folgenden Pflichtfächern und 
Wahlpflichtfächern geprüft:

1. Gartenbau

a) Zierpflanzenbau und Technik bzw. 
Baumschule und Technik

b) Betriebswirtschaft

c) Berufsausbildung und Mitarbeiter-
führung

2. Garten- und Landschaftsbau

a) Baubetrieb

b) Betriebswirtschaft und Betriebsfüh-
rung

c) Berufsausbildung und Mitarbeiter-
führung

3. Weinbau und Oenologie

a) Weinbauliche Produktion

b) Traubenverarbeitung und Weinberei-
tung

c) Betriebswirtschaft und Management

d) Berufsausbildung und Mitarbeiter-
führung.

5Für Bewerber der Technikerprüfung nach 
§  25 Abs.  2 gilt Satz  4 entsprechend. 6Die 
Prüfungsthemen und Prüfungsanforderun-
gen können den vom zuständigen Meister-
prüfungsausschuss der jeweiligen Fachrich-
tung gestellten Prüfungen entsprechen. 7Bei 
Meisterprüfungen gehören die Prüfer dem 
zuständigen Meisterprüfungsausschuss an. 
8Die Zeugnisnoten der Pflichtfächer werden 
folgendermaßen gebildet:

1. Fachrichtung Gartenbau

a) im Prüfungsfach ‚Zierpflanzenbau 
und Technik‘ bzw. ‚Baumschule und 
Technik‘ zählt die Jahresfortgangsno-
te einfach und aus dem Meisterprü-
fungsteil ‚Produktion, Dienstleistung 
und Vermarktung‘ die schriftliche 
Prüfung einfach und die praxisbezo-
gene Aufgabe zweifach;

b) im Prüfungsfach ‚Betriebswirtschaft‘ 
zählt die Jahresfortgangsnote einfach 
und aus dem Meisterprüfungsteil ‚Be-
triebs- und Unternehmensführung‘ 
die schriftliche Prüfung einfach und 
die Betriebsbeurteilung zweifach;

c) im Prüfungsfach ‚Berufsausbildung 
und Mitarbeiterführung‘ zählt die 
Jahresfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Berufsaus-
bildung und Mitarbeiterführung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die 
praktische Ausbildungssituation mit 
Fachgespräch sowie die Fallstudie je 
zweifach;

2. Fachrichtung Garten- und Landschafts-
bau

a) im Prüfungsfach ‚Baubetrieb‘ zählt die 
Jahresfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Produktion, 
Dienstleistung und Vermarktung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die 
praxisbezogene Aufgabe zweifach;

b) im Prüfungsfach ‚Betriebswirtschaft 
und Betriebsführung‘ zählt die Jah-
resfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Betriebs- 
und Unternehmensführung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die 
Betriebsbeurteilung zweifach;
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c) im Prüfungsfach ‚Berufsausbildung 
und Mitarbeiterführung‘ zählt die 
Jahresfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Berufsaus-
bildung und Mitarbeiterführung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die 
praktische Ausbildungssituation mit 
Fachgespräch sowie die Fallstudie je 
zweifach;

3. Fachrichtung Weinbau und Oenologie

a) im Prüfungsfach ‚Weinbauliche Pro-
duktion‘ zählt die Jahresfortgangs-
note einfach und eine mündliche 
Prüfung im Weinberg einfach; die 
mündliche Prüfung dauert 30 Minu-
ten;

b) im Prüfungsfach ‚Traubenverarbei-
tung und Weinbereitung‘ zählt die 
Jahresfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Produktion, 
Verfahrenstechnik und Vermarktung‘ 
die Weinbeschreibung einfach;

c) im Prüfungsfach ‚Betriebswirtschaft 
und Management‘ zählt die Jahres-
fortgangsnote einfach und die Note 
der Wirtschafterarbeit, die die pro-
duktionstechnische und betriebswirt-
schaftliche Analyse eines weinbauli-
chen Betriebs umfasst, einfach;

d) im Prüfungsfach ‚Berufsausbildung 
und Mitarbeiterführung‘ zählt die 
Jahresfortgangsnote einfach und aus 
dem Meisterprüfungsteil ‚Berufsaus-
bildung und Mitarbeiterführung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die 
praktische Ausbildungssituation mit 
Fachgespräch sowie die Fallstudie je 
zweifach.

(7) In der Fachrichtung Landbau zählt im 
Abschlussprüfungsfach ‚Berufsausbildung 
und Mitarbeiterführung‘, das im ersten Jahr 
geprüft wird, die Jahresfortgangsnote zwei-
fach und aus dem Meisterprüfungsteil ‚Be-
rufsausbildung und Mitarbeiterführung‘ die 
schriftliche Prüfung einfach und die prakti-
sche Ausbildungseinheit mit Fachgespräch 
sowie die Fallstudie je zweifach.“

18. In § 22 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1  
wird jeweils das Wort „zweite“ durch das Wort 
„folgende“ ersetzt.

19. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung wird gestrichen.

b) In Satz  1 wird das Wort „zweite“ durch das 
Wort „letzte“ ersetzt und die Worte „der 
Technikerschule“ gestrichen.

c) In Satz 3 wird nach dem Wort „Prüfung“ der 
Halbsatz „;  in der Meister- und Techniker-
schule für Weinbau und Gartenbau findet 
keine praktische Abschlussprüfung statt“ ein-
gefügt.

20. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 wird das Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt.

b) In Nr. 3 wird der Schlusspunkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

c) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. in der Meister- und Technikerschule für 
Weinbau und Gartenbau Praktiker aus 
jeder Fachrichtung bzw. jedem Schwer-
punkt, die Meister, Techniker oder Hoch-
schulabsolventen sowie Mitglied im je-
weiligen Meisterprüfungsausschuss sind.“

d) Abs. 3 wird aufgehoben.

21. § 25 erhält folgende Fassung:

„§ 25

Prüfungen

(1) In den Fachrichtungen werden folgende 
Pflichtfächer geprüft:

1. Landbau

a) Pflanzliche Erzeugung einschließlich 
Bauwesen und Landtechnik oder tieri-
sche Erzeugung einschließlich Bauwesen 
und Landtechnik,

b) Betriebswirtschaft und Arbeitsorganisati-
on,

c) Rechnungswesen und Steuerkunde,

d) Berufsausbildung und Mitarbeiterfüh-
rung;

2. Milchwirtschaft und Molkereiwesen

a) Produktion von Frischmilch-, Dauer-
milch-, Butter- und Käseerzeugnissen 
sowie sonstigen Erzeugnissen auf Milch-
basis einschließlich Qualitäts- und Kos-
tenmanagement,

b) Molkereitechnik einschließlich Verfah-
renstechnik,

c) Betriebswirtschaft, Unternehmensfüh-
rung, Buchführung, Statistik,

d) Berufsausbildung und Mitarbeiterfüh-
rung;
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3. Ernährungs- und Versorgungsmanagement

a) Produktion und Organisation im Bereich 
Ernährung: Ernährung, Lebensmittelver-
arbeitung, Diätetik, Gemeinschaftsver-
pflegung, Catering,

b) Produktion und Organisation im Bereich 
Hauswirtschaft: Objektreinigung und 
Wäscheversorgung, Objektgestaltung, 
Service,

c) Unternehmens- und Qualitätsmanage-
ment in Diversifizierungs- und Großhaus-
haltsbetrieben,

d) Berufsausbildung und Mitarbeiterfüh-
rung;

4. Waldwirtschaft

a) Waldökologie mit Standort- und Ertrags-
kunde, Waldbau, Waldschutz und Natur-
schutz,

b) Technische Produktion mit Arbeitslehre, 
Forstnutzung und Walderschließung,

c) Betriebswirtschaft, Unternehmensfüh-
rung, Holzverkauf und Marketing,

d) Berufsausbildung und Mitarbeiterfüh-
rung;

5. Gartenbau

a) Warenkunde, Sortimente, Freizeitgarten-
bau oder
Zierpflanzenbau und Technik oder
Baumschule und Technik,

b) Unternehmensführung und Personal,

c) Marketing; 

6. Garten- und Landschaftsbau

a) Technik und Bauabwicklung,

b) Pflanzplanung und Gestaltung,

c) Unternehmensführung;

7. Weinbau und Oenologie

a) Weinbauliche Produktion,

b) Traubenverarbeitung und Weinbereitung,

c) Betriebswirtschaft und Management.

(2) Die Abschlussprüfung wird wie folgt 
durchgeführt:

1. in der Fachrichtung Landbau schriftlich, 

mündlich, praktisch und in Form einer Fall-
studie; in den Prüfungsfächern nach Abs.  1 
Nr. 1

a) dauert die schriftliche Prüfung in den 
Buchst. a bis c jeweils 180 Minuten und in 
Buchst. d 150 Minuten,

b) stehen für die schriftliche Prüfung in 
Buchst. a jeweils ein Thema aus den Be-
reichen der pflanzlichen Erzeugung ein-
schließlich Bauwesen und Landtechnik 
und der tierischen Erzeugung einschließ-
lich Bauwesen und Landtechnik zur 
Wahl; bei pflanzlicher Erzeugung besteht 
zusätzlich die Wahl aus den Bereichen 
Ackerbau oder Futterbau,

c) dauert die mündliche Prüfung in den 
Buchst. a bis c jeweils 15 Minuten, wobei 
in Buchst. a der in der schriftlichen Prü-
fung nicht gewählten Bereich – pflanzli-
che Erzeugung einschließlich Bauwesen 
und Landtechnik oder tierische Erzeu-
gung einschließlich Bauwesen und Land-
technik – mündlich geprüft wird,

d) wird in Buchst. d eine praktische Aus-
bildungseinheit mit Fachgespräch sowie 
eine Fallstudie zur Mitarbeiterführung 
nach Maßgabe der Meisterprüfungsver-
ordnung durchgeführt;

2. in der Fachrichtung Milchwirtschaft und Mol-
kereiwesen schriftlich, mündlich, praktisch 
und in Form einer Fallstudie; in den Prüfungs-
fächern nach Abs. 1 Nr. 2

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
240  Minuten, in Buchst. b und c jeweils 
180 Minuten und in Buchst. d 150 Minu-
ten,

b) dauert die mündliche Prüfung in den 
Buchst. a bis c jeweils 15 Minuten,

c) wird in Buchst. d eine praktische Aus-
bildungseinheit mit Fachgespräch sowie 
eine Fallstudie zur Mitarbeiterführung 
nach Maßgabe der Meisterprüfungsver-
ordnung durchgeführt;

3. in der Fachrichtung Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement schriftlich, mündlich 
und praktisch; in den Prüfungsfächern nach 
Abs. 1 Nr. 3

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
bis d jeweils 180 Minuten,

b) findet über die Inhalte nach Buchst. a 
bzw. b ein praktischer Prüfungstag mit 
Auszubildenden oder Mitarbeitern von 
270 Minuten Dauer und mit anschließen-
dem Prüfungsgespräch von 15  Minuten 
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statt; für die Ausarbeitung stehen vorher 
180 Minuten zur Verfügung,

c) wird in Buchst. d eine praktische Ausbil-
dungseinheit mit Fachgespräch nach den 
Bestimmungen der Ausbildereignungs-
Verordnung durchgeführt;

4. in der Fachrichtung Waldwirtschaft schrift-
lich, mündlich, praktisch und in Form ei-
ner Fallstudie; in den Prüfungsfächern nach 
Abs. 1 Nr. 4

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
bis c jeweils 180 Minuten und in Buchst. d  
150 Minuten,

b) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. c 
15 Minuten,

c) dauert die praktische Prüfung in Buchst. a 
und b jeweils 30 Minuten,

d) wird in Buchst. d eine praktische Aus-
bildungseinheit mit Fachgespräch sowie 
eine Fallstudie zur Mitarbeiterführung 
nach Maßgabe der Meisterprüfungsver-
ordnung durchgeführt;

5. in der Fachrichtung Gartenbau schriftlich 
und mündlich; in den Prüfungsfächern nach 
Abs. 1 Nr. 5

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
und b jeweils 180 Minuten,

b) stehen für die schriftliche Prüfung in 
Buchst. a und b je zwei Themen in den 
gewählten Pflichtfächern zur Wahl, wobei 
in Buchst. a jeweils ein Thema aus dem 
Bereich Obst/Gemüse und ein weiteres 
Thema aus dem Bereich Stauden/Zier-
pflanzen/Freizeitgartenbau oder aus dem 
Bereich Stauden/Baumschule/Freizeit-
gartenbau zur Verfügung steht, 

c) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. a  
und b jeweils 30 Minuten, wobei in Buchst. 
a die mündliche Prüfung in dem Bereich 
stattfindet, der nicht für die schriftliche 
Prüfung gewählt wird, 

d) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. c 
45 Minuten, davon 15 Minuten Präsenta-
tion und 30 Minuten Fachgespräch,

6. in der Fachrichtung Garten- und Landschafts-
bau schriftlich und mündlich; in den Prü-
fungsfächern nach Abs. 1 Nr. 6

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
und b jeweils 180 Minuten,

b) stehen für die schriftliche Prüfung in 
Buchst. a und b je zwei Themen zur Wahl,

c) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. a 
und b jeweils 30 Minuten,

d) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. c 
45 Minuten, davon 15 Minuten Präsenta-
tion und 30 Minuten Fachgespräch;

7. in der Fachrichtung Weinbau und Oenologie 
schriftlich, mündlich und in Form einer Pro-
jektarbeit und einer Betriebsbeurteilung; in 
den Prüfungsfächern nach Abs. 1 Nr. 7

a) dauert die schriftliche Prüfung in Buchst. a  
und b jeweils 120 Minuten,

b) stehen für die schriftliche Prüfung in 
Buchst. a und b je zwei Themen zur Wahl,

c) dauert die mündliche Prüfung in Buchst. a 
und b jeweils 30 Minuten,

d) ist in Buchst. c eine Projektarbeit und 
eine Betriebsbeurteilung nach Maßgabe 
der Meisterprüfungsverordnung im Teil 
Betriebs- und Unternehmensführung zu 
erstellen; die Themen können den vom 
zuständigen Meisterprüfungsausschuss 
gestellten Prüfungsthemen entsprechen.

(3) 1Für die schriftlichen Prüfungen werden 
die Prüfungsthemen und die zugelassenen Hilfs-
mittel nach Vorgaben des Staatsministeriums fest-
gelegt; die Schulleitung reicht nach Anforderung 
Themenvorschläge ein. 2Dabei können die Prü-
fungsthemen den vom zuständigen Meisterprü-
fungsausschuss gestellten Prüfungsthemen ent-
sprechen.

(4) 1Die Prüfungen werden von einer zustän-
digen Lehrkraft als Erstprüfer und einem vom 
Schulleiter bestimmten und dem vorsitzenden 
Mitglied des Prüfungsausschusses angezeigten 
Zweitprüfer bewertet. 2Bei Prüfungen nach Maß-
gabe der Meisterprüfung an der Meister- und 
Technikerschule für Weinbau und Gartenbau 
gehören die Prüfer dem zuständigen Meisterprü-
fungsausschuss an. 3Bei abweichender Beurtei-
lung sollen die beiden Prüfer eine Einigung über 
die Benotung versuchen. 4Kommt eine Einigung 
nicht zustande, entscheidet das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses.“

22. §§ 26 bis 28 werden aufgehoben.

23. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „zweiten“ durch das 
Wort „letzten“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Bei“ durch die 
Worte „In den Technikerschulen für Ag-
rarwirtschaft und der Technikerschule für 
Waldwirtschaft wird bei“ und die Worte 
„wird die“ durch das Wort „die“ ersetzt. 
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bb) Es werden folgende neue Sätze 3 bis 5 
eingefügt:

„3Abweichend hiervon wird in den Fach-
richtungen Landbau, Milchwirtschaft und 
Molkereiwesen sowie Waldwirtschaft bei 
der Ermittlung der Zeugnisnote des Prü-
fungsfachs ‚Berufsausbildung und Mitar-
beiterführung‘ die auf zwei Dezimalstel-
len berechnete Fortgangsnote in Form 
eines Zahlenwerts zweifach und aus dem 
Teil ‚Berufsausbildung und Mitarbeiter-
führung‘ nach Maßgabe der Meister-
prüfung die schriftliche Prüfung einfach 
und die praktische Ausbildungseinheit 
mit Fachgespräch sowie die Fallstudie je 
zweifach gewertet. 4In der Fachrichtung 
Ernährungs- und Versorgungsmanage-
ment wird bei der Ermittlung der Zeugnis-
note in den Fächern nach § 25 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. a und b die praktische Prüfung im 
jeweiligen Prüfungsfach einfach gewer-
tet. 5In der Meister- und Technikerschule 
für Weinbau und Gartenbau wird bei der 
Ermittlung der Zeugnisnote eines Prü-
fungsfachs nach § 25 Abs. 2 Nrn. 5 bis 7  
die auf zwei Dezimalstellen berechnete 
Fortgangsnote in Form eines Zahlenwerts 
einfach, die Note der schriftlichen Prüfung 
und die Note der mündlichen Prüfung je 
einfach, die Noten der Prüfungsfächer 
Marketing (§ 25 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c)  
und Unternehmensführung (§ 25 Abs. 1 Nr. 6  
Buchst. c) je zweifach sowie Betriebswirt-
schaft und Management (§ 25 Abs. 1 Nr. 7 
Buchst. c) die Noten der Betriebsbeurtei-
lung und der Projektarbeit je einfach ge-
wertet.“

cc) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sät-
ze 6 und 7.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3In den Fachrichtungen Landbau und 
Waldwirtschaft zählt neben den Prüfungs-
fächern auch das Fach ‚Projektarbeit und 
spezielle Themen, Betriebspraktikum‘ 
zweifach.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sät-
ze 4 und 5.

d) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Für die Berechnung der Gesamtno-
te und für das Bestehen der Abschlussprü-
fung zählen die Noten der Pflichtfächer des 
letzten Schuljahrs. 2Wird eine Abschlussprü-
fung bereits im ersten Jahr abgelegt, geht 
die ermittelte Note des ersten Jahres in die 
Berechnung der Gesamtnote ein; im zweiten 

Schuljahr kann diese Note nicht für den No-
tenausgleich herangezogen werden und wird 
zum Bestehen der Abschlussprüfung nicht 
berücksichtigt.“

e) In Abs.  6 Satz  1 wird das Wort „zweiten“ 
durch „letzten“ ersetzt. 

f) Abs. 7 wird aufgehoben.

24. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „zwei-
ten“ die Worte „bzw. dritten“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Pflicht- und“ 
durch die Worte „Pflicht-, Wahlpflicht- 
und der gegebenenfalls benoteten“ er-
setzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Der erfolgreiche Schulbesuch der Meis-
ter- und Technikerschule für Weinbau 
und Gartenbau im ersten bzw. zweiten 
Jahr, der Technikerschule für Waldwirt-
schaft sowie der Fachrichtung Landbau 
wird als Fortbildungsveranstaltung nach 
§ 7 der Pflanzenschutz-Sachkundeverord-
nung anerkannt; die Fachschulen stellen 
hierzu zusätzlich zum Abschlusszeugnis 
eine entsprechende Bescheinigung aus.“

25. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 
folgt geändert:

aa) Die Spiegelstriche 1 bis 3 werden Nrn. 1 
bis 3.

bb) Der Spiegelstrich 4 wird Nr.  4 und das 
Wort „Kellerwirtschaft“ wird durch das 
Wort „Oenologie“ ersetzt.

cc) Der Spiegelstrich 5 wird Nr.  5 und die 
Worte „Hauswirtschaft und Ernährung“ 
werden durch die Worte „Ernährungs- 
und Versorgungsmanagement“ ersetzt.

dd) Der Spiegelstrich 6 wird Nr. 6.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Studierende, die die Meister- bzw. Wirt-
schafterprüfung an der Meister- und Tech-
nikerschule für Weinbau und Gartenbau 
bestanden haben und die Schule im ersten 
Jahr verlassen, erhalten eine Urkunde nach 
dem Muster des Staatsministeriums; sie sind 
berechtigt die Berufsbezeichnung ‚Staatlich 
geprüfter Wirtschafter bzw. Staatlich geprüfte 
Wirtschafterin für 
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1. Gartenbau, Schwerpunkt Zierpflanzen-
bau,

2. Gartenbau, Schwerpunkt Baumschule,

3. Garten- und Landschaftsbau oder

4. Weinbau und Oenologie‘

zu führen.“

26. § 34 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 und 3 er-
setzt:

„(2) 1Studierende haben die berufs- und ar-
beitspädagogischen Kenntnisse nach §  6 Abs.  3 
der Ausbilder-Eignungsverordnung nachgewie-
sen, wenn im Fach Berufsausbildung und Mit-
arbeiterführung die schriftliche Prüfung und die 
praktische Ausbildungseinheit mit Fachgespräch 
jeweils mindestens mit ‚ausreichend‘ bewertet 
wurde. 2Der Erwerb der berufs- und arbeitspäd-
agogischen Eignung ist im Abschlusszeugnis so-
wie im Wirtschafterzeugnis bzw. Jahreszeugnis 
der Meister- und Technikerschule für Weinbau 
und Gartenbau zu vermerken. 3Studierende, die 
im ersten Jahr die Prüfungen nach Satz 1 abgelegt 
haben, können die Prüfungsteile, die schlechter 
als ‚ausreichend‘ bewertet und somit nicht bestan-
den wurden, im zweiten Schuljahr wiederholen.

(3) 1Besteht ein Studierender das Schuljahr 
oder die Abschlussprüfung nicht, wurde aber die 
schriftliche Abschlussprüfung und die praktische 
Ausbildungseinheit mit Fachgespräch im Fach 
Berufsausbildung und Mitarbeiterführung jeweils 
mit mindestens ‚ausreichend‘ bewertet, so erhält 
der Studierende von der Technikerschule eine 
Bescheinigung über die berufs- und arbeitspäd-
agogische Eignung nach §  6 Abs.  3 der Ausbil-
der-Eignungsverordnung. 2Studierende, die das 
Schuljahr wiederholen und die berufs- und ar-
beitspädagogische Eignung bereits erreicht ha-
ben, können auf Antrag vom Schulleiter von der 
Teilnahme am Pflichtunterricht sowie an den Leis-
tungsnachweisen während des Schuljahrs und an 
der Abschlussprüfung, die im Zusammenhang mit 
der Erreichung der berufs- und arbeitspädagogi-
schen Eignung stehen, befreit werden.“

27. In §  35 Sätze  2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Jagdprüfung“ durch das Wort „Jägerprüfung“ 
ersetzt.

28. § 37 Abs. 5 und 6 werden aufgehoben.

29. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Sätze 2 bis 4 werden aufgehoben.

bb) Abs. 2 Sätze 1 und 2 werden Abs. 1 Sätze 2  
und 3.

b) Abs. 3 wird Abs. 2; Satz 5 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

30. § 40 erhält folgende Fassung:

„§ 40

Sammlung, Werbung

Für die kommerzielle Werbung, Sammlungen 
und politische Werbung gilt Art. 84 BayEUG.“

31. § 42 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

„1Art. 86 bis 88 BayEUG gelten entspre-
chend.“

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sätze 2 
und 3.

c)  Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben.

32. Nach der Überschrift des Elften Teils wird folgen-
der § 44a eingefügt:

„§ 44a

Übergangsvorschrift

Für Studierende, die im Schuljahr 2013/2014 
mit dem Schulbesuch der Staatlichen Techniker-
schulen für Agrarwirtschaft sowie für Waldwirt-
schaft im ersten Jahr begonnen haben, gilt bis 
zum Abschluss der Technikerschule, längstens bis 
zum Ablauf des 31. Juli 2015 – im Fall der drei-
jährigen Form der Fachrichtung Ernährungs- und 
Versorgungsmanagement längstens bis 31. Juli 
2016 – , die Schulordnung für die Staatlichen 
Technikerschulen für Agrarwirtschaft, für Wald-
wirtschaft sowie für die Staatliche Meister- und 
Technikerschule für Weinbau und Gartenbau 
(Technikerschulordnung Agrar – AgrTSO) vom 
31. Mai 2001 (GVBl S. 292, BayRS 7803-12-L) in 
der bis zum Ablauf des 31.  Juli 2014 geltenden 
Fassung sowie die einschlägigen Vorgaben der 
Schulversuche.“

33. Der bisherige § 47 wird § 45 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift wird das Wort „  ,  Außer-
Kraft-Treten“ gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben; die Satznummerie-
rung im bisherigen Satz 1 entfällt.

34. Anlagen 1 bis 7 werden durch folgende Anlagen 1 
bis 7 ersetzt:
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„Anlage 1 
(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel  

Technikerschule für Agrarwirtschaft 

Fachrichtung Landbau (§ 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. a) 

 

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

1. PFLICHTFÄCHER

1.1 Allgemeinbildung

1.1.1 Deutsch1) 2 2

1.1.2 Mathematik1) 2 2

1.1.3 Englisch1) 2) 2 3

6 7

1.2 Technik der landwirtschaftlichen Produktion

1.2.1 Pflanzliche Erzeugung einschließlich Bauwesen und Landtechnik 5 4

1.2.2 Tierische Erzeugung einschließlich Bauwesen und Landtechnik 6 3

11 7

1.3 Dienstleistung und Unternehmensführung

1.3.1 Informationstechnik und Büroorganisation 3 2

1.3.2 Rechts und Soziales1) 3 2

1.3.3 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 44) -

1.3.4 Rechnungswesen und Steuerkunde 3 3

1.3.5 Gesprächsführung und Marketing 2 2

1.3.6 Betriebswirtschaft und Arbeitsorganisation 5 4

20 13

1.4 Projektarbeit und spezielle Themen, Betriebspraktikum3) - 8

Mindestpflichtstunden 37/364) 35

2. WAHLFÄCHER

2.1 Englisch-Vertiefung - 1

2.2 Mathematik-Vertiefung - 1
 

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 
2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 
3) Am Ende des ersten Schuljahrs wird ein dreiwöchiges Betriebspraktikum durchgeführt. Die Note des Betriebspraktikums 

fließt im zweiten Schuljahr in das Fach ‚Projektarbeit und spezielle Themen‘ ein. 
4) Bei Durchführung der BAP-Übungen im Block gelten 36 Wochenstunden bzw. drei Unterrichtsstunden. 
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Anlage 2 

(zu § 9 Abs. 1) 
 

Stundentafel 

Technikerschule für Agrarwirtschaft 

 

Milchwirtschaft und Molkereiwesen (§ 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. b) 

 

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

1. PFLICHTFÄCHER

1.1 Allgemeinbildung

1.1.1 Deutsch1) 2 2

1.1.2 Mathematik1) 2 2

1.1.3 Englisch1)2) 2 3

6 7

1.2 Technik und Technologie in der Milchwirtschaft

1.2.1 Naturwissenschaftliche Grundlagen und Milcherzeugung 5 -

1.2.2 Produktion von Frischmilch-, Dauermilch-, Butter- und Käseerzeugnissen sowie 
sonstigen Erzeugnissen auf Milchbasis einschließlich Qualitäts- und Kostenma-
nagement

12 10

1.2.3 Molkereitechnik einschließlich Verfahrenstechnik 2 2

19 12

1.3 Dienstleistung und Unternehmensführung

1.3.1 Informationstechniken und Büroorganisation, Steuerung 2 2

1.3.2 Recht und Soziales1) - 2

1.3.3 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 1 3

1.3.4 Betriebswirtschaft, Unternehmensführung, Buchführung, Statistik 3 3

1.3.5 Managementstrategien, Marketing 1 2

7 12

1.4 Projektarbeit und spezielle Themen 4 4

Mindestpflichtstunden 36 35

2. WAHLFÄCHER

2.1 Englisch-Vertiefung - 1
 

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 
2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 
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Anlage 3a 

(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel 

Technikerschule für Agrarwirtschaft  

 

Ernährungs- und Versorgungsmanagement (§ 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c) 

(zweijährige Form) 

 

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

1. PFLICHTFÄCHER

1.1 Allgemeinbildung

1.1.1 Deutsch1) 2 2

1.1.2 Fachspezifische Mathematik 2 -

1.1.3 Englisch1)2) 2 3

6 5

1.2 Hauswirtschaft und Ernährung

1.2.1 Produktion und Organisation im Bereich Ernährung: Ernährung, Lebensmit-
telverarbeitung, Diätetik, Gemeinschaftsverpflegung, Catering

9 8

1.2.2 Produktion und Organisation im Bereich Hauswirtschaft: Objektreinigung
und Wäscheversorgung, Objektgestaltung, Service

9 8

18 16

1.3 Dienstleistung und Unternehmensführung

1.3.1 Informationstechnik und Büroorganisation 2 2

1.3.2 Recht und Soziales1) - 2

1.3.3 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 3 3

1.3.4 Unternehmens- und Qualitätsmanagement in Diversifizierungs- und Groß-
haushaltsbetrieben

4 4

1.3.5 Betriebspraktikum3) und fächerübergreifende Projekte 4 3

12 14

Mindestpflichtstunden 36 35

2. WAHLFÄCHER

2.1 Englisch-Vertiefung1)2) - 2

2.2 Mathematik-Vertiefung1) 2 2

2.3 Service und Gestalten 2 -

2.4 Business-Etikette - 2

2.5 Rehabilitationspädagogische Zusatzqualifizierung - 2
 

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 

2) Im Fach Englisch ist zum Erwerb der Fachhochschulreife eine schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 
3) Mediengestützter Unterricht, praktikumsbegleitend 
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Anlage 3b 
(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel 

Technikerschule für Agrarwirtschaft  

 

Ernährungs- und Versorgungsmanagement (§ 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c) 

(dreijährige Form) 

 

1. Schuljahr3) 2. Schuljahr4) 3. Schuljahr

Wochenstun-
den

Wochenstun-
den

Wochenstun-
den

1. PFLICHTFÄCHER

1.1 Allgemeinbildung

1.1.1 Deutsch1) 2 2 2

1.1.2 Fachspezifische Mathematik 2 2 -

1.1.3 Englisch1)2) 2 2 3

6 6 5

1.2 Hauswirtschaft und Ernährung

1.2.1 Produktion und Organisation im Bereich Ernährung: Ernährung,
Lebensmittelverarbeitung, Diätetik, Gemeinschaftsverpflegung,
Catering

9 9 8

1.2.2 Produktion und Organisation im Bereich Hauswirtschaft: Objekt-
reinigung und Wäscheversorgung, Objektgestaltung, Service

9 9 8

18 18 16

1.3 Dienstleistung und Unternehmensführung

1.3.1 Informationstechnik und Büroorganisation 2 2 2

1.3.2 Recht und Soziales1) - - 2

1.3.3 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 3 3 3

1.3.4 Unternehmens- und Qualitätsmanagement in Diversifizierungs-
und Großhaushaltsbetrieben

4 4 4

1.3.5 Fächerübergreifende Projekte 3 3 3

12 12 14

Mindestpflichtstunden 36 36 35

1.4 Berufspraktikum

1.4.1 Mediengestützter Unterricht 5 5 -

1.4.2 Praktikum Großküche 35 - -

1.4.3 Praktikum Hausreinigung/Wäsche und

Hotel/Gästebeherbergung

- 35 -

Mindestpflichtsunden 40 40 -

2. WAHLFÄCHER

2.1 Englisch-Vertiefung1)2) - - 2

2.2 Mathematik-Vertiefung1) 2 2 2

2.3 Service und Gestalten 2 2 -

2.4 Business-Etikette - - 2

2.5 Rehabilitationspädagogische Zusatzqualifizierung - - 2
1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 

2) Im Fach Englisch ist zum Erwerb der Fachhochschulreife eine schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 
3) Ausbildungsabschnitte im ersten Schuljahr: 28 Wochen Unterricht, zwölf Wochen Praktikum Großküche 
4) Ausbildungsabschnitte im zweiten Schuljahr: 14 Wochen Praktikum Reinigung/Wäsche, zwölf Wochen Unterricht, 14 Wo-

chen Praktikum Hotel/Gästebeherbergung 
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Anlage 4 
(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel 

Technikerschule für Waldwirtschaft (§ 1 Satz 2 Nr. 2)

  1. Schuljahr 2. Schuljahr 
Wochenstunden Wochenstunden 

1. PFLICHTFÄCHER   
1.1 Allgemeinbildung   
1.1.1 Deutsch1) 2 2 
1.1.2 Mathematik1) 2 2 
1.1.3 Englisch1)2) 3 3 

  7 6
1.2 Wald und Forstwirtschaft   
1.2.1 Waldökologie mit Standort- und Ertragskunde, Waldbau, Wald- und Naturschutz 9 5 
1.2.2 Technische Produktion mit Arbeitslehre, Forstnutzung und Walderschließung 5 2 
1.2.3 Jagdmanagement, Jagdökologie, Jagdrecht 3 - 
1.2.4 Vorbereitung auf die Jägerprüfung3) 4 - 

  21 7
1.3 Management   
1.3.1 Betriebswirtschaft, Unternehmensführung, Holzverkauf und Marketing 3 4 
1.3.2 Recht und Soziales, Forstpolitik, Waldpädagogik1) 5 3 
1.3.3 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung - 4 
1.3.4 Informationstechniken, Datenverarbeitung, Geoinformationssysteme (GIS) 2 - 

  10 11
1.4 Projektarbeit und spezielle Themen, Betriebspraktikum4) 2 8
2. WAHLPFLICHTFÄCHER - 2
2.1 Unternehmensgründung5)    
2.2 Projektmanagement5)   
2.3 Geschäftsführung forstlicher Zusammenschlüsse5)   
2.4 Qualifizierte Baumschau und -kontrolle5)   
2.5 Vertiefung: Geoinformationssysteme (GIS) /EDV-Fachverfahren5)   

 Mindestpflichtstunden 40 34

3. WAHLFÄCHER   
3.1 Englisch-Vertiefung - 1 
3.2 Mathematik-Vertiefung - 1 

 

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 
3) Studierende, welche über die Berechtigung zum Erwerb des Jagdscheins verfügen, können auf Antrag von der Teilnahme be-

freit werden. 
4) Im erstenSchuljahr sind keine Leistungsnachweise zu erbringen; im zweiten Schuljahr wird ein zweiwöchiges Betriebsprakti-

kum durchgeführt.  
5) Aus den angebotenen, jeweils einstündigen Wahlpflichtfächern wählt der Studierende zwei Fächer aus. 
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Anlage 5 
(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel 

Meister- und Technikerschule für Weinbau und Gartenbau 

Gartenbau 

Schwerpunkt Zierpflanzenbau und Schwerpunkt Baumschule (§ 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. a)

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

PFLICHTFÄCHER
1. Allgemeinbildende Fächer
1.1 Deutsch 1)

1.2 Mathematik 1) 3
1.3 Englisch 1) 2) 2 3

4 6
2. Produktion und Dienstleistung
2.1 Grundlagen der Kulturführung 3

WAHLPFLICHTFÄCHER
2.2 Zierpflanzenbau und Technik 10 104)

2.3 Baumschule und Technik 10 104)

2.4 Warenkunde, Sortimente, Freizeitgartenbau 104)

2.5 Gärtnerische Dienstleistung 2

13 12

3. Betriebs- und Unternehmensführung
3.1 Betriebswirtschaft 6
3.2 Unternehmensführung und Personal 6
3.3 Marketing 3 7
3.4 Recht und Steuern 1) 3
3.5 Informations- und Kommunikationstechnik 2
3.6 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 4
3.7 Internationaler Gartenbau 5) 4

18 17
Mindestpflichtstunden 35 35

4. WAHLFÄCHER

4.1 Vertiefung Zierpflanzenbau 2

4.2 Vertiefung Baumschule 2
1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 
2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung für die Fachhochschulreife abzulegen. 
3) Schwerpunkt ‚Baumschule und Technik‘ oder ‚Zierpflanzenbau und Technik‘ ist zu wählen. 
4) Schwerpunkt ‚Zierpflanzenbau und Technik‘ oder ‚Baumschule und Technik‘ oder ‚Warenkunde, Sortimente, Freizeitgarten-

bau‘ ist zu wählen (Auswahl entsprechend des nicht gewählten Schwerpunkts im ersten Jahr). 
5) Im zweiten Schuljahr wird ein mindestens dreiwöchiges Betriebspraktikum durchgeführt. 

3)

3)

2 - 
- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 
- 
- 
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Anlage 6 
(zu § 9 Abs. 1) 

Stundentafel 

Meister- und Technikerschule für Weinbau und Gartenbau 

 

Garten- und Landschaftsbau (§ 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. b) 

 

 
1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 
2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung für die Fachhochschulreife abzulegen. 
3) An einem der Wahlpflichtfächer ist teilzunehmen. 
4) Im zweiten Schuljahr wird ein mindestens dreiwöchiges Betriebspraktikum durchgeführt. 

 

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

PFLICHTFÄCHER

1. Allgemeinbildende Fächer

1.1 Deutsch 1) 2

1.2 Mathematik 1) 3

1.3 Englisch 1) 2) 2 3

4 6

2. Produktion, Dienstleistung, Vermarktung

2.1 Grünflächenbau 8

2.2 Pflanzenverwendung 6

2.3 Baubetrieb 3

2.4 Technik und Bauabwicklung 9

2.5 Pflanzplanung und Gestaltung 9

17 18

3. Betriebs- und Unternehmensführung

3.1 Betriebswirtschaft und Betriebsführung 4

3.2 Informations- und Kommunikationstechnik 2

3.3 Recht und Steuern1) 3

3.4 Unternehmensführung 4) 9

3.5 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 4

13 9

4. Seminare, Übungen, Projekte 3

5. WAHLPFLICHTFÄCHER 2

5.1 Naturschutz, Landschaftspflege und Ingenieurbiologie 3)

5.2 Computer Added Design (CAD) Anwendung3)

5.3 Baumpflege und Baumsanierung3)

2

Mindestpflichtstunden 37 35

- 

- 
- 
- 

- 
- 
- 

- 

- 

- 

- 
- 

- 

- 

- 
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§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 8. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister

 
Anlage 7 

(zu § 9 Abs. 1) 
Stundentafel 

Meister- und Technikerschule für Weinbau und Gartenbau 

 

Weinbau und Oenologie (§ 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. c) 

 

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wochenstunden Wochenstunden

PFLICHTFÄCHER

1. Allgemeinbildende Fächer

1.1 Deutsch1) 2
1.2 Mathematik1) 3
1.3 Englisch1)2) 2 3

4 6

2. Produktion

2.1 Weinbauliche Produktion 10 5
2.2 Traubenverarbeitung und Weinbereitung 8 9

18 14

3. Betriebs- und Unternehmensführung

3.1 Betriebswirtschaft und Management 7 3
3.2 Marketing und Unternehmensführung3) 2 9
3.3 Recht und Steuern1) 2 2
3.4 Informations- und Kommunikationstechnik 2 2
3.5 Berufsausbildung und Mitarbeiterführung 4

17 16

Mindestpflichtstunden 39 36
 

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen. 
2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung für die Fachhochschulreife abzulegen. 
3) Im zweiten Schuljahr wird ein mindestens sechswöchiges Betriebspraktikum durchgeführt.“ 

 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft. 

München, den 8. Juli 2014 

Bayerisches Staatsministerium für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

 

Helmut   B r u n n e r ,   Staatsminister 

- 

- 

- 
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Auf Grund von Art.  26 Abs. 1 und 29 Abs. 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, 
BayRS 2230-1-1-K), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBl S. 186), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die staatlichen agrarwirt-
schaftlichen  und forstwirtschaftlichen Fachschulen 
und über die staatliche Fachakademie für Landwirt-
schaft (Agrarfachschulverordnung – AgrFSchV) vom 
19. Juli 1993 (GVBl S. 560, BayRS 7803-3-L), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 14. Februar 2013 
(GVBl S. 58), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden vor dem 
Wort „Fachschulen“ die Worte „staatliche 
agrarwirtschaftliche“ eingefügt.

bb) Dem Buchst. d werden die Worte „für 
Waldwirtschaft sowie staatliche Meister- 
und Technikerschule für Weinbau und 
Gartenbau,“ angefügt.

cc) Buchst. e wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; die Worte 
„bis e“ werden durch die Worte „bis d“ er-
setzt.

2. In § 2 Abs. 2 werden die Worte „bis e“ durch die 
Worte „bis d“ ersetzt.

3. Die Anlage wird wie folgt geändert.

a) In der Lfd. Nr. 1.1 werden in Spalte 3 die Wor-
te „Gartenbau,“ und die Worte „  ,  Weinbau 
und Kellerwirtschaft“ gestrichen.

b) Die Lfd. Nr. 3 erhält folgende Fassung:

7803-3-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Agrarfachschulverordnung

Vom 8. Juli 2014

„

Lfd. 
Nr.

Schul name, 
Schul standort

Fach rich-
tung(en)

Träger des 
Schulauf-
wandes

1 2 3 4

3.

3.1

3.1.1

3.1.2

3.1.3

Staatliche 
Techniker-
schulen für 
Agrarwirt-
schaft, für 
Waldwirt-
schaft sowie 
Staatliche 
Meister- und 
Techniker-
schule für 
Weinbau und 
Gartenbau

Staatliche 
Technikerschu-
len für Agrar-
wirtschaft

Staatliche 
Techniker-
schule für  
Agrarwirt-
schaft Lands-
berg am Lech

Staatliche 
Techniker-
schule für  
Agrarwirt-
schaft  
Triesdorf

Staatliche 
Techniker-
schule für  
Agrarwirt-
schaft Kauf-
beuren

Landbau

Landbau

Ernäh-
rungs-  
und Ver-
sorgungs-
manage-
ment

Bezirk 
Oberbay-
ern: Agrar-
bildungs-
zentrum 
Landsberg 
am Lech

Bezirk Mit-
telfranken: 
Landwirt-
schaftliche 
Lehran-
stalten des 
Bezirks 
Mittelfran-
ken

Landkreis 
Ostallgäu
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Lfd. 
Nr.

Schul name, 
Schul standort

Fach rich-
tung(en)

Träger des 
Schulauf-
wandes

1 2 3 4

3.1.4

3.2

3.3

Staatliche 
Techniker-
schule für  
Agrarwirt-
schaft Kemp-
ten (Allgäu)

Staatliche 
Techniker-
schule für 
Waldwirtschaft 
Lohr a.Main

Staatliche 
Meister- und 
Techniker-
schule für 
Weinbau und 
Gartenbau 
Veitshöchheim

Milchwirt-
schaft und 
Molkerei-
wesen

Garten-
bau, Gar-
ten- und 
Land-
schafts-
bau, Wein-
bau und 
Oenologie

Milchwirt-
schaftlicher 
Verein 
Allgäu-
Schwaben 
e.V. (für 
das Haus-
personal: 
Freistaat 
Bayern)

Freistaat 
Bayern

Freistaat 
Bayern:
Bayerische 
Landes-
anstalt für 
Weinbau 
und Gar-
tenbau

“.

c) Die Lfd. Nr. 4 wird aufgehoben.

d) Die bisherige Lfd. Nr. 5 wird  Lfd. Nr. 4.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 8. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art.  60 Sätze  1 und 2 Nrn.  2, 
6, 7 und 8 des Bayerischen Schulfinanzierungsge-
setzes (BaySchFG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31.  Mai 2000 (GVBl S.  455, ber. S.  633,  
BayRS 2230-7-1-K), zuletzt geändert durch §§ 3 und 5 
Abs.  3 Nrn. 2 und 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 
(GVBl S.  190), erlässt das Bayerische Staatsministeri-
um für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst im 
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien 
des Innern, für Bau und Verkehr und der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (AVBaySchFG) vom 23. Ja-
nuar 1997 (GVBl S.  11, BayRS 2230-7-1-1-K), zuletzt 
geändert durch Art.  14 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 2012 (GVBl S. 686), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Überschrift des 
§ 23 das Wort „Außerkrafttreten“ durch das Wort 
„Übergangsvorschrift“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „den anhand 
der Orientierungsdaten für die kommunale Fi-
nanzplanung ermittelten Steigerungssatz“ durch 
die Worte „einen Steigerungssatz von 1 v. H. pro 
Jahr“ ersetzt.

3. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10 
Lehrpersonalzuschüsse

(zu Art. 16 Abs. 1, 17 und 18 BaySchFG)

Die Bewilligung der Lehrpersonalzuschüsse 
obliegt für kommunale berufliche Schulen (Art. 18 
BaySchFG) den Regierungen, für kommunale 
Gymnasien, Realschulen und Schulen des Zwei-
ten Bildungswegs (Art. 17 BaySchFG) der Regie-
rung von Schwaben jeweils nach Maßgaben des 
Staatsministeriums.“

4. In §  13 werden die Worte „den Regierungen“ 
durch die Worte „der Regierung von Schwaben“ 
ersetzt.

5. § 14 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Regierungen nach Maßgaben des 
Staatsministeriums für die Bewilligung 
der

a) Leistungen für den Personalaufwand 
und für den Schulaufwand privater 
Volksschulen, Grundschulen, Haupt-
schulen, Mittelschulen, soweit sie 
nicht unter Nr. 3 Buchst. a fallen, pri-
vater Förderschulen (einschließlich 
Schulvorbereitender Einrichtungen) 
und Schulen für Kranke (Art.  27, 33 
und 34 BaySchFG),

b) staatlichen Baukostenzuschüsse nach 
Art.  32 Abs.  1 Satz  5, Abs.  3 und 
Art. 34 Satz 2 BaySchFG und staatli-
chen Finanzhilfen für Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten nach Art. 43 und 
45 Abs. 3 BaySchFG,

c) Betriebszuschüsse für staatlich an-
erkannte und Betriebszuschüsse 
für staatlich genehmigte berufli-
che Schulen (Art.  41 und 45 Abs.  2 
BaySchFG),“.

b) Es wird folgende Nr. 3 angefügt:

„3. die Regierung von Schwaben nach Maß-
gaben des Staatsministeriums für die Be-
willigung der

a) Leistungen für den Personalaufwand 
und für den Schulaufwand privater 
Volksschulen, Grundschulen, Haupt-
schulen und Mittelschulen nach 
Art.  31 Abs.  1 und Art.  32 Abs.  1 
Satz 1 BaySchFG,

b) Leistungen für den Schulgeldersatz 
(Art. 47 Abs. 3 bis 5 BaySchFG).“

6. § 19a wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „entscheiden die 
Regierungen“ durch die Worte „entscheidet 
die Regierung von Schwaben“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

2230-7-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Ausführung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Vom 15. Juli 2014
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7. § 22 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „zuständigen Re-
gierung“ durch die Worte „Regierung von 
Schwaben“ ersetzt.

b) In den Sätzen  2, 3 und 6 werden jeweils 
nach dem Wort „Regierung“ die Worte „von 
Schwaben“ eingefügt.

c) In Satz 7 werden die Worte „Regierungen prü-
fen“ durch die Worte „Regierung von Schwa-
ben prüft“ und das Wort „erteilen“ durch das 
Wort „erteilt“ ersetzt.

8. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Außerkraft-
treten“ durch das Wort „Übergangsvorschrift“ 
ersetzt.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die vor dem 1. August 2014 beste-
henden Zuständigkeiten bestehen für vor 
diesem Zeitpunkt begonnene Verfahren fort. 
2Die ab dem 1.  August 2014 zuständige Be-
hörde kann im Einvernehmen mit der bis zu 
diesem Zeitpunkt zuständigen Behörde diese 
Aufgaben übernehmen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft. 

München, den 15. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 7a, 30, 30a Abs. 5, Art. 49, 
52, 89 und 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-K), zuletzt 
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 
(GVBl S. 186), erlässt das Bayerische Staatsministeri-
um für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
folgende Verordnung:

§ 1

Die Schulordnung für die Mittelschulen in Bay-
ern (Mittelschulordnung – MSO) vom 4. März 2013 
(GVBl S. 116, BayRS 2232-3-K) wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift des § 33 werden die Worte 
„und Vorbereitungsklassen“ angefügt.

b) § 37 erhält folgende Fassung:

„§ 37 (aufgehoben)“.

c) In den Überschriften von Teil 5, Teil 5 Ab-
schnitt 1 und § 46 wird jeweils das Wort „Pro-
bearbeiten“ durch das Wort „Leistungsnach-
weise“ ersetzt.

d) § 70 erhält folgende Fassung:

„§ 70 (aufgehoben)“.

2. In § 21 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „Durch-
führung von Schullandheimaufenthalten, Schul-
skikursen, Studienfahrten sowie“ durch die Worte 
„Zusammenstellung der Schülerfahrten für das 
jeweilige Schuljahr sowie für die Durchführung“ 
ersetzt.

3. In § 25 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Schul-
skikursen, Schullandheimaufenthalten, Lehr- und 
Studienfahrten, Schüler- und Lehrwanderungen“ 
durch das Wort „Schülerfahrten“ ersetzt.

4. In § 27 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „jeweiligen“ 
gestrichen.

5. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„§ 33
Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen  

und Vorbereitungsklassen
(vgl. Art. 7a Abs. 2 und 3 BayEUG)“.

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 1 werden die Worte „der Jahr-
gangsstufe 6 oder in einer sich an das 
Zwischenzeugnis anschließenden Auf-
nahmeprüfung nach Abs. 2 oder im Jah-
reszeugnis“ durch die Worte „oder Jah-
reszeugnis der Jahrgangsstufe 6 oder in 
einer Aufnahmeprüfung nach Abs. 2“ er-
setzt.

bb)  In Nr. 2 werden die Worte „der vorherge-
henden Jahrgangsstufe oder in einer sich 
an das Zwischenzeugnis anschließenden 
Aufnahmeprüfung nach Abs. 2 oder im 
Jahreszeugnis“ durch die Worte „oder 
Jahreszeugnis der vorhergehenden Jahr-
gangsstufe oder in einer Aufnahmeprü-
fung nach Abs. 2“ ersetzt.

c)  In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 
„im unmittelbaren Anschluss an die Ausgabe 
des Zwischenzeugnisses“ durch die Worte „in 
den letzten Tagen der Sommerferien“ ersetzt. 

d) Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Schülerinnen und Schüler können 
im unmittelbaren Anschluss an den Besuch 
der Jahrgangsstufe 9 der Mittelschule in eine 
Vorbereitungsklasse aufgenommen werden, 
wenn sie den qualifizierenden Abschluss der 
Mittelschule mit einer Durchschnittsnote von 
mindestens 2,5 erworben haben.“ 

6. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Das Staat-
liche Schulamt“ durch die Worte „Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter“ ersetzt und die 
Worte „auf Vorschlag der Schulleiterin oder 
des Schulleiters“ gestrichen. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  Satz 1 wird aufgehoben.

bb)  Der bisherige Satz 2 wird Satz 1 und er-
hält folgende Fassung:

2232-3-K

Verordnung zur Änderung der 
Mittelschulordnung

Vom 15. Juli 2014
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„1Über die Einrichtung von jahrgangs-
stufenübergreifendem Unterricht in den 
Pflichtfächern Religionslehre, Ethik und 
Sport entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter unter Beachtung der amt-
lichen Vorgaben für die Klassen- und 
Gruppenbildung.“

cc)  Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 werden nach dem Wort „jahr-
gangsstufenübergreifend“ die Worte 
„und auch nur für Teile des Schuljahres“ 
eingefügt.

bb)  Satz 3 wird aufgehoben.

cc)  Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sät-
ze 3 und 4. 

d) Es wird folgender neuer Abs. 5 eingefügt:

 „(5) 1Die Vorbereitungsklassen für den 
Erwerb des mittleren Schulabschlusses an der 
Mittelschule werden als Vorbereitungsklasse 
1 und 2 bezeichnet. 2Für die Vorbereitungs-
klassen gelten die Bestimmungen für die 
Jahrgangsstufe 10 entsprechend.“

e) Die bisherigen Abs. 5 bis 11 werden Abs. 6  
bis 12.

f) Es wird folgender Abs. 13 angefügt:

„(13) Eine Kooperationsklasse als Klasse 
einer Mittelschule kann eingerichtet werden, 
wenn in der Klasse eine Gruppe von mindes-
tens drei Schülerinnen und Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf unterrichtet 
wird.“

7. § 37 wird aufgehoben.

8. § 40 erhält folgende Fassung:

„§ 40

Beaufsichtigung

1Für Schülerinnen und Schüler, die sich aus un-
terrichtlichen Gründen oder im Zusammenhang mit 
sonstigen Schulveranstaltungen in der Schulanlage 
aufhalten oder die an Schulveranstaltungen außer-
halb der Schulanlage teilnehmen, hat die Schule für 
eine angemessene Beaufsichtigung zu sorgen. 2Der 
Umfang der Aufsichtspflicht richtet sich nach der 
geistigen und charakterlichen Reife der zu beauf-
sichtigenden Schülerinnen und Schüler. 3Schülerin-
nen und Schülern kann gestattet werden, während 
der unterrichtsfreien Zeit die Schulanlage zu verlas-
sen. 4Die Grundsätze stimmt die Schulleiterin oder 
der Schulleiter mit dem Schulforum ab.“

9. In den Überschriften von Teil 5 und Teil 5 Ab-
schnitt 1 wird jeweils das Wort „Probearbeiten“ 
durch das Wort „Leistungsnachweise“ ersetzt.

10. § 46 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Probearbei-
ten“ durch das Wort „Leistungsnachweise“ 
ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 1; in Halb-
satz 1 werden nach dem Wort „Probear-
beiten“ die Worte „sind schriftliche Leis-
tungsnachweise und“ eingefügt.

cc) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 
2 bis 4.

11. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „einer Probe-
arbeit“ durch die Worte „eines schriftli-
chen Leistungsnachweises“ ersetzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte 
„allen Probearbeiten“ durch die Worte 
„schriftlichen Leistungsnachweisen“ und 
in Halbsatz 2 die Worte „bei Schülerinnen 
und Schülern mit nichtdeutscher Mutter-
sprache“ durch die Worte „in Einzelfäl-
len, z.B. bei Schülerinnen und Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
oder mit nichtdeutscher Muttersprache,“ 
ersetzt. 

b) Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler 
bei einer zu benotenden Arbeit unerlaubter 
Hilfe, so wird die Arbeit mit der Note  6 be-
wertet.“

12. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) Zur Frage eines Nachteilsausgleichs 
oder Notenschutzes für Schülerinnen und 
Schüler mit besonderen Schwierigkeiten beim 
Erlernen des Lesens und des Rechtschreibens 
trifft das Staatsministerium gesonderte Festle-
gungen.“

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

13. § 49 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Schülerinnen und Schüler der Vorberei-
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tungsklasse 1 rücken ohne besondere Entschei-
dung in die Vorbereitungsklasse 2 vor.“

14. § 57 Abs. 3 wird aufgehoben.

15. § 58 Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 2 eingefügt:

„2. im Fach Deutsch als Zweitsprache im 
schriftlichen Teil 110 Minuten und im 
mündlichen Teil 15 Minuten,“.

b) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3.

c) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und erhält fol-
gende Fassung: 

„4. im Fach Englisch im schriftlichen Teil 
90  Minuten und im mündlichen Teil 15 
Minuten,“.

d) Die bisherigen Nrn. 4 bis 11 werden Nrn. 5 bis 
12.

16. § 70 wird aufgehoben.

17. Anlage 1 Teil 2 Buchst. b Nrn. 38 und 40 werden 
aufgehoben.

18. In Anlage 2 werden in Nr. 4 der Stundentafel die 
Worte „in der Mittelschule“ gestrichen.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

München, den 15. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister
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2230-1-1-5-K

Siebte Verordnung  
zur Änderung der  

Schulerrichtungsverordnung 

Vom 23. Juli 2014

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS  
2230-1-1-K), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 23. Mai 2014 (GVBl S. 186), erlässt das Bayeri-
sche Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Schulen (Schulerrichtungsverordnung – SchErrichtV) 
vom 14. März 2008 (GVBl S. 96, BayRS 2230-1-1-5-K), 
zuletzt geändert durch § 2 der Verordnung vom 6. Juli 
2013 (GVBl S. 474), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Anlage 3 Teil 3 Nr. 3.1 tritt mit Ablauf des 
31. Juli 2016 und Anlage 3 Teil 3 Nrn. 5.3, 6.1 
und 7.1 treten mit Ablauf des 31. Juli 2018 au-
ßer Kraft.“

b) Abs. 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Anlage 6 Nr. 4.4 tritt mit Ablauf des 
31. Juli 2016 außer Kraft.

(4) Anlage 7 Nr. 2.6 tritt mit Ablauf des 
31. Juli 2016 außer Kraft.“

2. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nr. 1.36 eingefügt:

„Lfd. Nr.  Bezeichnung der Schule und ggf. 
Name der Schule

1.36 Gymnasium Grünwald“.

b) Die bisherigen Nrn. 1.36 und 1.37 werden 
Nrn. 1.37 und 1.38.

c) Es wird folgende neue Nr. 1.39 eingefügt:

„Lfd. Nr.  Bezeichnung der Schule und ggf. 
Name der Schule

1.39 Gymnasium Holzkirchen“.

d) Die bisherigen Nrn. 1.38 bis 1.89 werden  
Nrn. 1.40 bis 1.91.

e) Die bisherige Nr. 1.90 wird Nr. 1.92 und erhält 
folgende Fassung:

„Lfd. Nr.  Bezeichnung der Schule und ggf. 
Name der Schule

1.92  Otfried-Preußler-Gymnasium 
  Pullach“.

f) Die bisherigen Nrn. 1.91 bis 1.109 werden 
Nrn. 1.93 bis 1.111.

g) Nr. 7.12 erhält folgende Fassung:

„Lfd. Nr.  Bezeichnung der Schule und ggf. 
Name der Schule

7.12 Gymnasium Friedberg“.

3. Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) Teil 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nrn. 4.1 bis 4.4 werden jeweils in Spal-
te 3 die Worte „Staatliches Berufliches 
Schulzentrum Ahornberg“ durch die 
Worte „Staatliches Berufliches Schulzen-
trum Münchberg-Ahornberg“ ersetzt.

bb) In Nrn.  4.19 und 4.20 werden jeweils in 
Spalte 3 die Worte „Staatliches Berufli-
ches Schulzentrum für Textil und Beklei-
dung Münchberg-Naila“ durch die Worte 
„Staatliches Berufliches Schulzentrum 
Münchberg-Ahornberg“ ersetzt.

cc) In Nr.  6.11 Spalte 3 werden die Worte 
„Staatliche Berufsschule Kitzingen-Och-
senfurt, Staatliche Berufsfachschule für 
Kinderpflege Ochsenfurt“ durch die Wor-
te „Staatliches Berufliches Schulzentrum 
Kitzingen-Ochsenfurt “ ersetzt.

dd) In Nr. 6.12 Spalte 3 werden die Worte „Staat-
liche Berufsschule Kitzingen-Ochsenfurt, 
Staatliche Berufsfachschule für Ernährung 
und Versorgung Ochsenfurt“ durch die 
Worte „Staatliches Berufliches Schulzent-
rum Kitzingen-Ochsenfurt“ ersetzt.

b) Teil 3 wird wie folgt geändert:
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aa) Nrn. 1.1, 1.2 und 6.2 werden aufgehoben.

bb) Die bisherige Nr. 6.3 wird Nr. 6.2.

4. Anlage 4 Teil 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2.2 Spalte 3 werden die Worte „Staat-
liches Berufliches Schulzentrum Landshut II“ 
eingefügt.

b) In Nr. 4.2 Spalte 3 werden die Worte „Staatli-
ches Berufliches Schulzentrum Hof II“ einge-
fügt.

5. Anlage 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nr. 2.6 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung Organisatorische
  der Schule Verbindung

2.6  Staatliche Fach- Staatliche 
  schule (Tech- Berufsschule 
  nikerschule)  für Stahl- und 
  für Stahl- und  Metallbau Pfarr-
  Metallbau kirchen“.

b) Die bisherigen Nrn.  2.6 bis 2.8 werden 
Nrn. 2.7 bis 2.9.

c) In Nrn. 4.7 bis 4.9 werden jeweils in Spalte 3 
die Worte „Staatliches Berufliches Schulzen-
trum für Textil und Bekleidung Münchberg-
Naila“ durch die Worte „Staatliches Berufli-
ches Schulzentrum Münchberg-Ahornberg“ 
ersetzt.

d) Es wird folgende neue Nr. 5.3 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung Organisatorische
  der Schule Verbindung

5.3  Staatliche Fach- Staatliches 
  schule (Tech- Berufliches 
  nikerschule)  Schulzentrum 
  für Mechatronik- Herzogenaurach-
  technik Herzo- Höchstadt a.d.
  genaurach Aisch“.

e) Die bisherige Nr. 5.3 wird Nr. 5.4.

f) Es wird folgende neue Nr. 7.5 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung Organisatorische
  der Schule Verbindung

7.5  Staatliche Fach- Staatliche 
  schule (Tech- Berufsschule 
  nikerschule)  Mindelheim“.
  für Maschinen- 
  bautechnik  
  Mindelheim 

g) Die bisherige Nr. 7.5 wird Nr. 7.6.

6. Anlage 6 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4.5 werden in Spalte 2 die Worte „(Aus-
bildungsrichtung Agrarwirtschaft, Bio- und 
Umwelttechnologie)“ gestrichen und in Spal-
te 3 die Worte „Staatliches Berufliches Schul-
zentrum Hof II“ eingefügt. 

b) Es wird folgende neue Nr. 5.4 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung Organisatorische
  der Schule Verbindung

5.4  Staatliche Fach- Staatliche Be-
  oberschule Lauf  rufsschule Nürn-
  a.d. Pegnitz berg Land in Lauf 
   a.d.Pegnitz“.

c) Die bisherigen Nrn.  5.4 bis 5.6 werden 
Nrn. 5.5 bis 5.7.

d) In Nr. 6.3 Spalte 3 werden die Worte „Staat-
liches Berufliches Schulzentrum Kitzingen-
Ochsenfurt“ eingefügt.

7. Anlage 7 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nr. 1.15 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung Organisatorische
  der Schule Verbindung

1.15 Staatliche Berufs- 
  oberschule Unter- 
  schleißheim“.

b) Die bisherigen Nr.  1.15 und 1.16 werden 
Nrn. 1.16 und 1.17.

c) In Nr. 2.2 Spalte 3 werden die Worte „Staat-
liche Berufsschule Kelheim“ durch die Worte 
„Staatliches Berufliches Schulzentrum Kel-
heim“ ersetzt.

d) In Nr. 4.4 Spalte 3 werden die Worte „Staatli-
ches Berufliches Schulzentrum Hof II“ einge-
fügt.

e) In Nr. 6.3 Spalte 3 werden die Worte „Staat-
liches Berufliches Schulzentrum Kitzingen-
Ochsenfurt“ eingefügt.

8. Anlage 8 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3.1 wird das Wort „Fremdsprachenbe-
rufe“ durch die Worte „Übersetzen und Dol-
metschen“ ersetzt.

b) Es wird folgende Nr. 3.2 angefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung der Schule

3.2  Staatliche Fachakademie für 
  Sozialpädagogik Neustadt a.d.
  Waldnaab6)“.
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c) Es wird folgende Fußnote 6 angefügt:

„6) Die Schule ist organisatorisch mit dem 
Staatlichen Beruflichen Schulzentrum 
Neustadt a.d.Waldnaab verbunden und 
bis zum 31. Juli 2017 befristet.“

9. Anlage 11 wird wie folgt geändert:

a) In Nr.  1.9 Spalte 3 wird das Wort „Fachver-
bundtechnologie“ durch das Wort „Faserver-
bundtechnologie“ ersetzt.

b) Es wird folgende neue Nr. 2.2 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

2.2  Staatliches Beruf- Staatliche Berufs-
  liches Schulzen- schule Kelheim,
  trum Kelheim
   Staatliche 
   Fachoberschule 
   Kelheim,
   
   Staatliche Berufs-
   oberschule 
   Kelheim“.

c) Die bisherigen Nrn. 2.2 bis 2.4 werden Nrn. 2.3  
bis 2.5.

d) Es wird folgende neue Nr. 2.6 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

2.6  Staatliches Beruf- Staatliche 
  liches Schulzen- Berufsschule II 
  trum Landshut II Landshut,
   
   Staatliche Wirt-
   schaftsschule
   Landshut“.

e) Die bisherigen Nrn.  2.5 bis 2.7 werden 
Nrn. 2.7 bis 2.9.

f) Nr. 3.2 Spalte 3 erhält folgende Fassung:

„Schulen des Schulzentrums

Staatliche Berufsschule Neumarkt i.d.OPf.,

Staatliche Wirtschaftsschule Neumarkt i.d.OPf.,

Staatliche Fachschule (Technikerschule) für 
Bautechnik Neumarkt i.d.OPf.“

g) Nr. 3.3 erhält folgende Fassung:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

3.3  Staatliches Beruf- Staatliche Berufs-
  liches Schulzen- schule Neustadt 
  trum Neustadt  a.d.Waldnaab,
  a.d.Waldnaab
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Ernährung und 
   Versorgung Neu-
   stadt a.d.Wald-
   naab,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Kinderpflege 
   Neustadt a.d.
   Waldnaab,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Sozialpflege 
   Neustadt a.d.
   Waldnaab,
   
   Staatliche Fach-
   akademie für So-
   zialpädagogik
   Neustadt a.d.
   Waldnaab“.

h) Nr. 3.7 Spalte 3 erhält folgende Fassung:

„Schulen des Schulzentrums

Staatliche Berufsschule Weiden i.d.OPf.,

Staatliche Berufsfachschule für Fremdspra-
chenberufe Weiden i.d.OPf.,

Staatliche Fachakademie für Übersetzen und 
Dolmetschen Weiden i.d.OPf.“

i) Nr.  4.1 wird aufgehoben; die bisherigen 
Nrn. 4.2 bis 4.5 werden Nrn. 4.1 bis 4.4.

k) Es wird folgende Nr. 4.5 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

4.5  Staatliches Beruf- Staatliche Fach-
  liches Schulzen- oberschule Hof,
  trum Hof II
   Staatliche Berufs-
   oberschule Hof,
   
   Staatliche Wirt-
   schaftsschule
   Hof“.

l) Nr. 4.9 erhält folgende Fassung:
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„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

4.9  Staatliches Beruf- Staatliche Berufs-
  liches Schulzen- schule Konrads-
  trum Münchberg- reuth-Ahornberg,
  Ahornberg 
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   gastgewerbliche 
   Berufe Ahorn-
   berg,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Ernährung und 
   Versorgung 
   Ahornberg,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Kinderpflege 
   Ahornberg,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Sozialpflege 
   Ahornberg,
   
   Staatliche Berufs-
   schule für Textil-
   berufe Münch-
   berg,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   textiltechnische 
   Prüfassistenten 
   Münchberg,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   bekleidungstech-
   nische Assisten-
   ten Naila,
   
   Staatliche Fach-
   schule für Textil-
   betriebswirtschaft
   Münchberg,
   
   Staatliche Fach-
   schule (Techni-
   kerschule) für 
   Textiltechnik 
   Münchberg,
   
   Staatliche Fach-
   schule (Techni-
   kerschule) für 
   Bekleidungs-
   technik Naila“.

m) Nr. 5.3 erhält folgende Fassung:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

5.3  Staatliches Beruf- Staatliche Berufs-
  liches Schulzen- schule Herzogen-
  trum Herzogen- aurach-Höch-
  aurach-Höch- stadt a.d.Aisch,
  stadt a.d.Aisch 
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Ernährung und 
   Versorgung 
   Höchstadt a.d.
   Aisch,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Kinderpflege 
   Höchstadt a.d.
   Aisch,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Sozialpflege 
   Höchstadt a.d.
   Aisch,
   
   Staatliche Fach-
   schule (Techni-
   kerschule) für 
   Mechatronik-
   technik Herzo-
   genaurach“.

n) Es wird folgende neue Nr. 6.3 eingefügt:

„Lfd. Nr. Bezeichnung des Schulen des
  Schulzentrums Schulzentrums

6.3  Staatliches Beruf- Staatliche Berufs-
  liches Schulzen- schule Kitzingen-
  trum Kitzingen- Ochsenfurt,
  Ochsenfurt 
   Staatliche Fach-
   oberschule 
   Kitzingen,
   
   Staatliche Berufs-
   oberschule 
   Kitzingen,
   
   Staatliche Wirt-
   schaftsschule 
   Kitzingen,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Ernährung und 
   Versorgung 
   Ochsenfurt,
   
   Staatliche Berufs-
   fachschule für 
   Kinderpflege 
   Ochsenfurt“.
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o) Die bisherige Nr. 6.3 wird Nr. 6.4.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten

1. § 1 Nr. 5 Buchst. f und g, Nr. 6 Buchst. b und c, 
Nr. 8 Buchst. b und c, Nr. 9 Buchst. m und n mit 
Wirkung vom 1. August 2013

2. § 1 Nr. 1 mit Wirkung vom 30. Juli 2014 

in Kraft.

München, den 23. Juli 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister
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